Deutscher Bundestag 
2. Wahlperiode 
1953 


Drudesache 1653 


Der Bundesminister der Finanzen 
II A/1 -A 0213 -9/55 


Bonn, den 11. August 1955 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


betr. Übersicht über die über- und außerplanmäßigen 
Haushaltsausgaben im 4. Vierteljahr des Rech- 
nungsjahres 1954 


Auf Grund des § 33 Abs. 1 RHO überreiche ich die Übersicht über 
die über- und außerplanmäßigen Haushaltsausgaben im Betrage von 
10000 DM und darüber für das 4. Vierteljahr des Rechnungsjahres 
1954. 


In Vertretung des Staatssekretärs 
Dr. Oeftering 


Druck: Bonner Unlversitäts-Buchdruckerel, Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, Bad Godesberg, 
Rheinallee 20 Telefon 3551 



Übersicht 

über die über- und außerplanmäßigen Haushaltsausgaben im 
4. Vierteljahr des Rechnungsjahres 1954 
im Betrage von 10 000 DM und darüber 




An über- und 


Kap. 

Haushalts- 

*) außerplan- 


betrag 

mäßigen Aus- 

Begründung 

Tit. 

(96 v.H.) 1954 

gabemittein sind 



zugewiesen 



DM 

DM 



02 01 657 600 — 

203 


02 01 375 200 — 

206 


02 01 
303 


2 577 312,— 


Einzelplan 02 — Deutscher Bundestag — 

60 000,— Post- und Fernmeldegebühren, Kosten für Fern- 
meldeanlagen sowie Rundfunkgebühren 

Die Mehrausgabe ist außer auf die Erhöhung der 
Fernmeldegebühren ab 1. Juli 1954 um rd. 7 v. H. 
darauf zurückzuführen, daß gegenüber dem Vor- 
jahr mehr Plenar- und Ausschußsitzungen statt- 
gefunden haben, die eine längere und häufigere 
Anwesenheit der Abgeordneten im Parlaments- 
gebäude bedingt haben. Das hatte zur Folge, daß 
auch die Benutzung der Telefon- und Telegramm- 
einrichtungen anstieg. Es ergibt sich deshalb ein 
unabweisbares Bedürfnis für die Leistung einer 
überplanmäßigen Haushaltsausgabe. Bei Aufstel- 
lung des Haushaltsplans 1954 war die Mehrausgabe 
nicht vorauszusehen. 

Einsparung an anderer Stelle, 

20 000, — Bewirtschaftung von Dienstgrundstücken und 

Di ens träumen 

Aus technischen Gründen bestand die Notwendig- 
keit, für den Plenarsaal des Deutschen Bundes- 
tages noch einen Satz Leuchtstoffröhren zu be- 
schaffen. Ferner haben sich mit Rücksicht auf die 
vermehrten Plenarsitzungen die Kosten für die 
Gestellung von Feuerschutzwachen an den Plenar- 
sitzungstagen in einem nicht vorhersehbaren Aus- 
maß erhöht. 

Da Haushaltsmittel für diese Mehrkosten nicht zur 
Verfügung stehen, ergibt sich ein unabweisbares 
Bedürfnis zur Leistung einer überplanmäßigen 
Haushaltsausgabe. Bei Aufstellung des Haushalts- 
plans 1954 waren die Mehrausgaben nicht voraus- 
zusehen; sie konnten auch nicht bis zum nächsten 
Haushaltsjahr zurückgestellt werden. 

Einsparung an anderer Stelle. 


119 801,26 


Tagegelder der Abgeordneten 

Die Mehrausgabe ergab sich zwangsläufig auf 
Grund der durch den neuen Arbeitsplan des 
Deutschen Bundestages (3 Arbeitswochen, 1 
sitzungsfreie Woche) vermehrten Plenar- und Aus- 
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noch Einzelplan 02 — Deutscher Bundestag — 

Schußsitzungen. Bei Aufstellung des Haushalts- 
plans für das Rechnungsjahr 1954 war der Mehr- 
bedarf nicht vorauszusehen. 

Einsparung an anderer Stelle. 


02 01 
apl. 875 


*) 35 000 — 


Weitere Ausstattung der Amtswohnung des Präsi- 
denten des Deutschen Bundestages 

Um dem Präsidenten die Möglichkeit zu geben, in 
seiner Amtswohnung Einladungen in größerem 
Umfange durchzuführen und dafür das gesamte 
Erdgeschoß zu verwenden, muß die Einrichtung 
entsprechend ergänzt und verändert werden. Die 
Ausgabe war bei der Aufstellung des Haushalts- 
plans 1954 nicht vorauszusehen und ist unabweisbar. 


0 2 01 
880 


34 944,— 


11 500,— 


Beschaffung von verwaltungseigenen Fernmelde- 
anlagen, soweit die Ausgaben nicht zu den Bau- 
kosten gehören 

Im Zuge der Fertigstellung des Fraktionsbaues 
ergab sich die dringende Notwendigkeit, mehrere 
Chef- und Sekretärstationen für die Fraktionen 
des Deutschen Bundestages einzubauen. Bei Auf- 
stellung des Haushaltsplans 1954 war die zusätzliche 
Maßnahme nicht vorauszusehen. Sie konnte erst 
im Entwurf des Haushaltsplans für das Rechnungs- 
jahr 1955 berücksichtigt werden. Da die Maß- 
nahme jedoch nicht zurückgestellt werden kann, 
ergibt sich ein unabweisbares Bedürfnis für die 
Bereitstellung überplanmäßiger Haushaltsmittel 
im Vorgriff auf die Mittel des nächsten Haushalts- 
jahres. 


02 01 
apl. 952 


*) 14 852,99 


Kosten der Schutzmaßnahmen sowie der Wieder- 
herstellung der durch das Hochwasser des Rheins 
am Bundeshaus entstandenen Schäden 
Vor dem herannahenden Hochwasser des Rheins 
waren am Bundeshaus, insbesondere am Präsi- 
denten- und Ministerflügel umfangreiche Schutz- 
maßnahmen erforderlich. Zur Verhütung größerer 
Schäden am Bundeshaus wurden u. a. der Bundes- 
grenzschutz eingesetzt und weit über 20 000 Sand- 
säcke für die Schutzmaßnahmen verwandt. Außer- 
dem mußten nach Rückgang des Hochwassers für 
die Wiederherstellung der entstandenen Schäden 
an dem vom Wasser umspülten Sockelgeschoß des 
Präsidenten- und Ministerflügels und den zer- 
störten Gartenanlagen erhebliche Kosten auf- 
gewendet werden. Da hierfür im Haushaltsplan 1954 
Mittel nicht veranschlagt waren, mußten die Aus- 
gaben außerplanmäßig geleistet werden. 
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04 01 57 600,— 

208 


04 03 
104 a 


04 03 
104 b 


04 03 
203 


2 756 448 — 


168 480,— 


201 600,— 


14 800, — Betrieb von Dienstfahrzeugen 

Die Instandsetzung eines bei einem Verkehrs- 
unfall erheblich beschädigten Dienstkraftwagens 
des Bundeskanzlers und aus Sicherheitsgründen 
an einem Dienstkraftwagen des Bundeskanzlers 
notwendig gewordene Ein- und Umbauten ver- 
ursachen unvorhergesehene und unabweisbare 
Kosten, die aus den bei Kap. 04 01 Tit. 208 zur 
Verfügung stehenden Mitteln nidit gedeckt werden 
können. Die Ausgaben lassen sich nicht bis zum 
nächsten Rechnungsjahr zurückstellen. 

90 000, Dienstbezüge der nichtbeamteten Kräfte — Ver- 

gütungen der Angestellten — 

Mehrausgabe infolge Tarifvereinbarung für Dol- 
metscher vom 2. August 1954 (MinBlFin S. 492), 
Vereinbarung zur Zahlung einer Weihnachtszuwen- 
dung für 1954 (Erlaß des BMF vom 8. Dezember 
1954 bzw. 25. November 1954), Tarif Vereinbarung 
über die Neuregelung der Angestelltenvergütungen 
und Arbeitslöhne vom 22. Dezember 1954 (MinBl- 
Fin S. 679), Verordnung zur Änderung des Orts- 
klassenverzeichnisses vom 13. Dezember 1954 
(MinBlFin S. 676) und Tarifvereinbarung über die 
Änderung des § 12 der Allgemeinen Tarifordnung 
(ATO) (MinBlFin 1955 S. 88). 

6 000, — Dienstbezüge der nichtbeamteten Kräfte — Löhne 

der Arbeiter — 

Mehrbedarf infolge Vereinbarung zur Zahlung 
einer Weihnachtszuwendung für 1954 (Erlaß des 
BMF vom 8. Dezember 1954 bzw. 25. November 
1954), Tarifvereinbarung über die Neuregelung der 
Angestelltenvergütungen und Arbeitslöhne vom 
22. Dezember 1954 (MinBlFin S. 679) und Ver- 
ordnung über die Änderung des Ortsklassen- 
verzeichnisses vom 13. Dezember 1954 (MinBlFin 
S. 676). 

50 000, — Post- und Fernmeldegebühren, Kosten für Fern- 

meldeanlagen sowie Rundfunkgebühren 

Mehrbedarf infolge der ab 1. Juli 1954 ein- 
getretenen Erhöhung der Fernsprechgebühren im 
Orts- und Fernverkehr sowie der Grundgebühren 
für Fernsprechanschlüsse und vor allem der Post- 
gebühren der Drucksachen, die 80 v. H. des hiesigen 
Postausgangs ausmachen, und infolge Zunahme 
des Drucksachenversandes nach den dringlichsten 
Erfordernissen der politischen Entwicklung. Sowohl 
die Gebührenerhöhung wie die besonders lebhafte 
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Kap. 

Haushalts- 

betrag 

An über- und 
*) außerplan- 
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DM 

DM 



noch Einzelplan 04 — Bundeskanzler und Bundeskanzleramt — 

i und wechselvolle politische Entwicklung waren 
j nicht vorhersehbar. Die Mehrausgabe ist bei der 

gegebenen Sachlage zur Erfüllung der dringlichsten 
Informationsgeschäfte des Amtes im Rahmen der 
ihm gestellten Aufgaben unabweisbar. 

Einsparung an anderer Stelle. 


0 4 03 
300 


9 600 000,— 
(Vorgriff 
1 485 046,54) 


0 4 03 i 768 000,— 
" 302 i 


) 


I 


I 


1 485 000,— 
(Vorgriff) 


Zur Verfügung des Bundeskanzlers für Forderung 
des Informationswesens 

Dringende zusätzliche Informationsaufgaben aus 
Anlaß der Berliner Viermächtekonferenz haben im 
Rechnungsjahr 1953 bei Kap. 04 03 Tit. 300 eine 
Haushaltsüberschreitung in Höhe von 1 485 046,54 
DM notwendig gemacht. Da die Mehrausgabe nach 
§ 30 Abs. 3 RHO aus den für das Rechnungsjahr 
1954 für den gleichen Zweck bewilligten Mitteln 
vorweg zu decken ist, hat es sich im Hinblick auf 
die erneut besonders lebhafte und wechselhafte 
politische Entwicklung als unmöglich erwiesen, die 
Ausgaben im Rahmen des zur Verfügung stehenden 
verringerten Solls zu halten. Die über die mögliche 
Voraussicht hinaus erwachsenen' informations- 
politischen Aufgaben machen deshalb wiederum 
eine Haushaltsüberschreitung im Wege des Vor- 
griffs unabweisbar. 


180 000,— 


Veröffentlichungen der Bundesregierung 

Die fremdsprachigen Ausgaben des Bulletins haben 
ein weit über alle Erwartungen hinausgehendes 
Echo gefunden und füllen eine wichtige Lücke in 
der Nachrichtenverbindung zur gesamten west- 
lichen Welt und im besonderen auch zu Frankreich. 
Unter den derzeitigen politischen Verhältnissen ist 
es bei dieser Sachlage eine unabweisbare Ver- 
pflichtung der Bundesregierung, die ihr durch das 
Bulletin gegebenen Informationsmöglichkeiten, be- 
sonders gegenüber dem Ausland, auch über den 
ursprünglich vorgesehenen Rahmen hinaus aus- 
zunutzen. Der durch politische Entwicklung be- 
dingte Mehrbedarf konnte nicht vorhergesehen 
werden. 


0 4 03 
apl. 951 


*) 2 000 000 ,— 


Unterrichtung der Bevölkerung über die Ziele und 
Auswirkungen der Pariser Verträge 

Der Betrag wird im Rahmen der angegebenen 
Zweckbestimmung für außerordentliche informa- 
tionspolitische Aufgaben benötigt, die sich aus der 
jüngsten politischen Entwicklung ergeben haben 
und unverzüglich durchgeführt werden müssen. 
Der Bedarf war nicht vorhersehbar und ist unab- 
weisbar. 
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An über- und 


1 Haushalts- 

•) außerplan- 


Kap. 1 betrag 

mäßigen Aus- 

Begründung 

Tit 1(96 v.H.) 1954 

gabemitteln sind 


i 

zugewiesen 


DM 

DM 



04 04 
101 


04 04 
104 b 


04 04 ! 
204 i 


04 04 
apl. 2Ö5 


noch Einzelplan 04 — Bundeskanzler und Bundeskanzleramt — 


1 152 480,— 

I 


240 672,— 


I 

! 


i 

38 400,— ^ 


! 


13 790,— 


Dienstbezüge des Beauftragten des Bundeskanzlers 
und der planmäßigen Beamten 
Die Haushaltsmittel für die Besoldungen sind 
gemäß Ziffer 7 — Deckblatt — der „Bemerkungen 
über die Aufstellung der Voranschläge 1954“ nach 
der viertletzten Dienstaltersstufe veranschlagt 
worden. Da sich der größte Teil der Beamten der 
Dienststelle in einer höheren Dienstaltersstufe be- 
findet und eine einmalige Zahlung (Übergangs- 
maßnahme auf dem Gebiet der Beamtenbesoldung) 
für die Beamten angeordnet war, reichten die ver- 
anschlagten Mittel nicht aus. 


30 659,39 


Vergütungen der nichtbeamteten Kräfte — Löhne 
der Arbeiter — 

Die Dienststelle hat erst im Laufe des Rechnungs- 
jahres zusätzliche Gebäude und Gebäudeteile, die 
bisher vom Auswärtigen Amt genutzt wurden, 
beziehen können. Bei der weiträumigen Anlage 
der jetzt insgesamt zur Verfügung stehenden 
5 Gebäude und der für sie erforderlichen erhöhten 
Sicherheitsmaßnahmen — insbesondere auf Grund 
der NATO-Bestimmungen — war eine Vermehrung 
der Zahl der Lohnempfänger für den Pförtner-, 
Amtsboten-, Heizer-, Reinigungs- und Druckerei- 
dienst usw. unabweisbar. 

Die dadurch in Verbindung mit der Lohnerhöhung 
ab 1. Dezember 1954 erwachsenen Mehrausgaben 
in Höhe von 30 659,39 DM konnten bei Aufstellung 
des Haushalts 1954 nicht vorhergesehen werden. 
Einsparung an anderer Stelle. 


10 500,— 


Unterhaltung der Gebäude 

Das Schieferdach auf dem ehemaligen Kammer- 
gebäude der Ermekeilkaserne war sehr schadhaft 
geworden. Zur Vermeidung von Personen- und 
Sachschäden durch herabfallenden Dachschiefer 
oder Deckenputz und zur Verhinderung aus- 
gedehnter Gebäudeschäden war es unabweisbar 
notwendig, sofort die dringendsten Instand- 
setzungsarbeiten auszuführen. Bei Aufstellung des 
Haushaltsentwurfs für 1954 konnte die Notwendig- 
keit der Ausgaben nicht vorhergesehen werden. 


*) 17 300,— 


Kleinere Neu-, Um- und Erweiterungsbauten 
sowie Erwerb von Haus- und Baugrundstücken 

Den Eorderungen der Sicherheitsorgane der NATO 
entsprechend ist für die Aufbewahrung besonders 
geheimzuhaltender Arbeitsunterlagen ein Tresor- 
raum geschaffen worden. Die voraussichtlichen 
Baukosten hierfür wurden zunächst überschlägig 
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Kap. 

Haushalts- 
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DM 
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^04 

206 


noch Einzelplan 04 — Bundeskanzler und Bundeskanzleramt — 


I mit 12 000 DM ermittelt. Entsprechende Haushalts- 
mittel sind außerplanmäßig bei Kap. 04 04 Tit. 
apl. 205 am 11. Juni 1954 zugewiesen worden (vgl. 
BMF vom 11. Juni 1954 — II A/9 Bu 4413 — 16/54). 
Bei der Ausführung der Bauarbeiten wurden in 
dem Kammergebäude starke Schäden festgestellt. 
Ihre Beseitigung durch weitere Baumaßnahmen 
war für die Schaffung des Tresorraumes unab- 
weisbar erforderlich. Der endgültige Kosten- 
anschlag der Bundesbaudirektion hat sich dadurch 
um 17 300 DM auf 29 300 DM erhöht. 


194 592— i 


45 000,— 


Bewirtschaftung von Dienstgrundstücken und 
Diensträumen 

Die Mehrausgaben beruhen auf unabweisbaren 
und unvorhergesehenen Kosten der Beheizung, 
Beleuchtung und Reinigung der im Laufe des 
Rechnungsjahres 1954 vom Auswärtigen Amt 
geräumten und von der Dienststelle übernommenen 
Blocks A, C und E der Ermekeilanlage. Bei Auf- 
stellung des Haushalts 1954 wurden die vor- 
genannten Blocks vom Auswärtigen Amt bewirt- 
schaftet. Es wurde seinerzeit nicht damit gerechnet, 
daß die Gebäudeteile so bald übernommen werden 
müßten. Demzufolge wurden nur Mittel für die in 
eigener Bewirtschaftung stehenden Dienstgebäude 
veranschlagt. Erst später ergab sich, daß die vor- 
genannten Blocks bereits frühzeitig im Rechnungs- 
jahr 1954 zu übernehmen waren. 


04 04 
299 


5 952,— 


30 750,— 


Vermischte Verwaltungsausgaben 

Die Aufstellung künftiger deutscher Streitkräfte 
und ihre verwaltungsmäßige Betreuung erfordern 
rechtzeitige vorbereitende Maßnahmen zur Ein- 
richtung von Annahmestellen für das militärische 
und zivile Personal. Mit Rücksicht auf die große 
Bedeutung der Personalauslese ist es unabweisbar 
notwendig, das Personal der künftigen Annahme- 
stellen besonders sorgfältig auszuwählen. Es sollen 
deshalb von den für die Annahmestellen insgesamt 
erforderlichen 2123 Personen sofort 550 Bewerber 
im Rahmen einer persönlichen Vorstellung über- 
prüft werden, und zwar 350 zukünftige An- 
gehörige der Annahmestellen für militärische und 
200 für zivile Bewerber. 

Die hierfür erforderlichen Vorstellungsreisen be- 
dingen eine überplanmäßige Haushaltsausgabe von 
30 750 DM, die bei der Aufstellung des Haushalts 
für das Rechnungsjahr 1954 nicht vorherzusehen 
war. 
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672 000, — I 30 915, — Zur Verfügung des Beauftragten des Bundes- 

I kanzlers für außerordentliche und unvorher- 

I gesehene Ausgaben, die sich aus den Besonder- 

! heiten des Auftrags ergeben 

Aus Sicherheitsgründen ist die kurzfristige Ver- 
legung von Diensträumen aus privaten in bundes- 
eigene Bauten erforderlich geworden. Die Kosten 
I für die Herrichtung und Sicherung dieser Räume 

I sind unabweisbar notwendig. Die Notwendigkeit 

j war bei Aufstellung des Haushaltsentwurfs 1954 

j nicht vorherzusehen. 

I Ferner sind bei der Durchführung von Aufgaben, 

die mit den Besonderheiten des Auftrages der 
Dienststelle Zusammenhängen, Ereignisse ein- 
getreten, die zwangsläufig zu einer Erhöhung der 
Ausgaben geführt haben. Diese Mehrausgaben 
waren unvorhersehbar und unabweisbar, 
i 
I 

— I *) 50 000, — Kosten der Erweiterung der MB-Stelle (Maschi- 

nelles Berichtswesen) für fortschreitende praktische 
Vorher ei tungsmaßnahmen im Verteidigungsauf- 
gabenbereich 

Im Rahmen der fortschreitenden praktischen Vor- 
I bereitungsmaßnahmen im Verteidigungsaufgaben- 

I bereich hat sich bereits im Oktober 1954 das 

unvorhergesehene und unabweisbare Bedürfnis zu 
einer Erweiterung der zunächst nur für Er- 
probungszwecke eingerichteten MB-Stelle (Maschi- 
nelles Berichtswesen) ergeben. 


92 352,— 


18 763,47 


Vergütungen der nichtbeamteten Kräfte — 

Löhne der Arbeiter — 

1. Für die nach dem Scheitern der EVG not- 
wendigen vorbereitenden Maßnahmen zur Aus- 
wahl und Sicherung des Sachbedarfs für künftige 
deutsche Streitkräfte mußten Ausstellungen von 
Musterstücken u. ä. veranstaltet werden. Der Auf- 
und Abbau sowie die Bewachung dieser Aus- 
stellungen konnten nur durch die befristete Ein- 
stellung zusätzlicher Arbeitskräfte und Uber- 
stundenleistungen der vorhandenen Arbeiter 
ordnungsgemäß durchgeführt werden. 

2, Das unmittelbar am Rhein gelegene Dienst- 
gebäude der Außenabteilung ist von dem Hoch- 
wasser im Januar 1955 in besonderem Ausmaß be- 
troffen worden. Die notwendige schnelle Räumung 
und Wiederbelebung des Keller- und Erdgeschosses 
des weiträumigen Gebäudes sowie die Reinigungs- 
und Instandsetzungsarbeiten konnten nur mit 
Hilfe zusätzlicher Arbeitskräfte und Uberstunden- 
leistungen bewältigt werden. 
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i I 3. Hinzu treten noch die sich aus der Lohnerhöhung 

ab 1. Dezember 1954 ergebenden Mehrausgaben 
für das vorhandene und zusätzliche Personal. Diese 
mit Kenntnis des Bundesfinanzministers durch- 
geführten Maßnahmen haben zu der unabweis- 
baren Mehrausgabe geführt, die bei Aufstellung 
des Haushalts 1954 nicht vorhergesehen werden 
konnte. 

1 Einsparung an anderer Stelle. 


05 01 
217 


05 01 
299 


05 01 
' 950 


672 000,— 


I 

i 


38 400,— 


Einzelplan 05 — Auswärtiges Amt — 


476 000,— I 


18 000,— 


1 500 000,— 
(Vorgriff) 


Umzugskostenvergütungen und Umzugskosten- 
beihilfen 

Infolge Zunahme der Versetzungen von Beamten 
und Angestellten ins Ausland und der Rück- 
berufung ins Inland reichten die für das Rechnungs- 
jahr 1954 vorgesehenen Haushaltsmittel für Um- 
zugskostenvergütungen und Umzugskostenbeihilfen 
nidit aus. Die Ursache liegt insbesondere in dem 
aus politischen Gründen notwendig gewordenen 
Revirement und den damit verbundenen Ver- 
setzungen. Bei Aufstellung des Haushaltsvoran- 
schlages 1954 war der steigende Bedarf nicht 
vorauszusehen. Es ergab sich deshalb ein unab- 
weisbares Bedürfnis für die Bereitstellung über- 
planmäßiger Haushaltsmittel bis zum Schluß des 
laufenden Rechnungsjahres. 

Einsparung an anderer Stelle. 

Vermischte Verwaltungsausgaben 
Die Kosten der Untersuchungen auf Tropendienst- 
taugiichkeit, die im Inland dienstlich angeordnet 
werden, haben einen unvorhergesehenen Umfang 
angenommen. Darüber hinaus sind durch die im 
Zusammenhang mit dem Aufbau des Auswärtigen 
Amts und der Auslandsvertetungen notwendig 
gewordenen Vorstellungsreisen erhöhte Kosten 
entstanden. Es handelt sich um einen Mehrbedarf, 
der nicht vorherzusehen war, und der auch nicht 
bis zum nächsten Rechnungsjahr zurückgestellt 
werden konnte. 

Einsparung an anderer Stelle. 

Reisekostenvergütungen, Umzugskostenvergütun- 
gen und Umzugskostenbeihilfen aus Anlaß der 
erstmaligen Zuteilung zu einer der neu errichteten 
oder noch zu errichtenden Vertretungen des Bundes 
im Ausland 

Für das Rechnungsjahr 1954 sind im Hinblick auf 
den am Schluß des vorhergehenden Haushalts- 
jahres erwarteten Ausgaberest keine Mittel ver- 
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anschlagt worden. Der Ausgaberest hat jedoch 
nicht ausgereicht, die im laufenden Rechnungs- 
jahr infolge der wider Erwarten zahlreichen Er- 
richtungen von neuen Auslandsvertretungen an- 
fallenden Ausgaben zu decken, so daß die Bereit- 
stellung überplanmäßiger Mittel im Wege des 
Haushaltsvorgriffs erforderlich geworden ist. Die 
Ausgaben sind zwangsläufig. Der Mehrbedarf war 
bei der Aufstellung des Haushaltsplans 1954 nicht 
vorauszusehen. 

Einsparung an anderer Stelle. 


05 01 
964 


4 061 856,— j 3 300 909,71 


Kosten der deutschen Beteiligung an dem ständigen 
Interimsausschuß der Konferenz zur Errichtung 
einer Europäischen Verteidigungsgemeinschaft 

1. Für den Interimsausschuß der Konferenz zur 
Errichtung einer Europäischen Verteidigungs- 
gemeinschaft waren im Haushaltsplan 1954 Mittel 
nur für die Zeit vom 1. April bis 30. September 
1954 bereitgestellt. Die Vorwegbelastung dieser 
veranschlagten Mittel durch den im Rechnungsjahr 
1953 für den gleichen Zweck bewilligten Vorgriff, 
sowie die lange Verzögerung der Entscheidung 
über Ratifizierung oder Ablehnung des EVG-Ver- 
trages haben für den genannten Zeitraum zu 
einem unvorhergesehenen und unabweisbaren Be- 
dürfnis an weiteren Mitteln für die deutsche Be- 
teiligung am Interimsausschuß geführt. 

2. Nach dem Scheitern der EVG ist im Benehmen 
mit den übrigen Delegationen der Unterzeichner- 
staaten die unverzügliche Auflösung des Interims- 
ausschusses einschließlich seines integrierten 
Generalsekretariats herbeigeführt worden. Mit 
dem Tage der Auflösung des Interimsausschusses 
ist gleichzeitig die deutsche Delegation aufgelöst 
worden. Die mit dieser Auflösung verbundenen 
Abwicklungsmaßnahmen haben zwangsläufig 
weiterhin zu unvorhergesehenen und unabweis- 
baren Personal- und Sachausgaben geführt. 

3. Die nach dem Scheitern des EVG-Vertrages ent- 
standene neue Verteidigungskonzeption hat dazu 
geführt, daß die Aufgaben der Dienststelle des 
Beauftragten des Bundeskanzlers — soweit sie aus 
den Mitteln des Interimsausschusses finanziert 
worden sind — lediglich von der supranationalen 
Ebene in den nationalen Bereich verlagert 
worden sind. Es war deshalb zweckmäßig, die 
hierfür erforderlichen unvorhergesehenen und 
unabweisbaren Personal- und Sachausgaben bis 
zum Schluß des Rechnungsjahres 1954 weiterhin 
zu Lasten dieses Titels zu buchen. Die hierdurch 
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i bedingte unabweisbare Mehrausgabe von insgesamt 

I 3 300 909,71 DM ist mit Kenntnis des Bundes- 

j minister der Finanzen entstanden. Sie war bei 

I Aufstellung des Haushalts 1954 nicht vorher- 

zusehen. Der Haushaltsausschuß des Deutschen 
Bundestages ist im Verlauf seiner 53. Sitzung am 
13. Januar 1955 über das für den Interimsausschuß 
angewandte Verfahren unterrichtet worden. 

05 01 — *) 30 900, — j Kosten der Beteiligung an der Deutsch^Brasi- 

apL Oöy lianischen Gemischten Kommission 

Die Deutsch-Brasilianische Gemischte Kommission 
für wirtschaftliche Entwicklung ist auf Grund der 
1953 geführten Handels Vertrags Verhandlungen ge- 
j bildet worden und hat die Aufgabe, deutsche 

j Investitionsvorhaben und Lieferungen von In- 

! vestitionsgütern gegen langfristige Ziele zu prüfen. 

I Der Anteil der Bundesrepublik an den Ver- 
I waltungskosten dieser Kommission beläuft sich im 

j Rechnungsjahr 1954 auf rd. 31 000 DM. Es handelt 

I sich um unvorhersehbare und unabweisbare Aus- 

! gaben, die infolge Fehlens von planmäßigen Haus- 

, haltsmittein außerplanmäßig verbucht werden 

mußten. 

i Einsparungen an anderer Stelle. 


05 02 384 000,— 

307 


05 02 1 440 000 — 

311 


05 02 153 600 — 

~^9 


384 000, — I Kosten der Kommissionen, Delegationen und inter- 
nationalen Konferenzen 

Infolge unvorhergesehener internationaler Kon- 
ferenzen, an denen die Bundesrepublik aus 
politischen und wirtschaftlichen Gründen beteiligt 
sein mußte, reichten die veranschlagten Mittel 
nicht aus. Es ergab sich deshalb ein unabweisbares 
Bedürfnis für die Bereitstellung überplanmäßiger 
Haushaltsmittel bis zum Schluß des laufenden 
Rechnungsj ahres. 

Einsparung an anderer Stelle. 

Kosten für den Rechtsschutz von Deutschen, die 
von ausländischen Behörden oder Gerichten im 
Zusammenhang mit den Kriegsereignissen verfolgt 
werden oder verurteilt worden sind 

Die Mittel sind nicht in Anspruch genommen 
worden, da sich die Durchführung zunächst vor- 
I gesehener Maßnahmen verzögert hat. 

Außerordentliche und unvorhergesehene Aus- 
gaben des auswärtigen Dienstes, die sich aus den 
Besonderheiten dieses Dienstzweiges ergeben 
Durch die Ausgaben für Repräsentationen, die die 
Bundesregierung aus Anlaß zahlreicher Staats- 


95 000,— 
(Vorgriff) 


133 600,— 
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I 


153 220,50 


besuche, insbesondere argentinischer und chi- 
lenischer Regierungsvertreter, des türkischen, 
griechischen und japanischen Ministerpräsidenten 
sowie des Kaisers von Äthiopien zu leisten hatte, 
waren die bei Kap. 05 02 Tit. 399 zur Verfügung 
stehenden und zusätzlich überplanmäßig bereit- 
gestellten Haushaltsmittel bereits verbraucht. Die 
weitere Mehrausgabe war zur Deckung der Re- 
präsentationsausgaben, die durch den Staatsbesuch 
des italienischen Budgetministers Vanoni und die 
Besuche des Ministerpräsidenten von Ceylon, des 
iranischen Ministerpräsidenten Zahedi sowie des 
spanischen Präsidenten Soles Ruiz im Rechnungs- 
jahr 1954 entstanden sind, unabweisbar erforder- 
lich. Die Ausgaben, die bei Aufstellung des Haus- 
haltsplans 1954 noch nicht vorausgesehen werden 
konnten, waren politisch bedingt und konnten nicht 
auf das nächste Rechnungsjahr zurückgestellt 
werden. 

Einsparung an anderer Stelle. 

Kosten der besonderen Paß- und Sichtvermerk- 
stellen sowie sonstiger nichtplanmäßiger Dienst- 
stellen 

Die Mehrausgabe ist insbesondere darauf zurück- 
zuführen, daß die bei den besonderen Paß- und 
Sichtvermerkstellen im Ausland für die Zeit vom 
1. Januar bis 31. März 1954 für insgesamt 155 An- 
gestellte geleisteten Besoldungsausgaben auf Grund 
der allgemeinen Bemerkung zum Einzelplan 05, 
statt zu Lasten des Rechnungsjahres 1953 bereits 
zu Lasten von 1954 gebucht werden mußten. Im 
Haushaltsplan 1954 waren jedoch nur Haushalts- 
mittel für einen ab 1. April 1954 erheblich herab- 
gesetzten Personalbestand bei den besonderen 
Paß- und Sichtvermerkstellen im Ausland ver- 
anschlagt. Weiterhin beruht die Mehrausgabe auf 
der Erhöhung von Sozialversicherungsbeiträgen in 
verschiedenen Ländern und der infolge ständigen 
Anwachsens des Aufgabenbereichs notwendig 
gewordenen Verstärkung des Personalbestandes 
der Deutschen Fürsorgestelle in Österreich. Die 
gesamte Mehrausgabe war unabweisbar und bei 
der Aufstellung des Haushaltsplans 1954 nicht 
vorauszusehen. 

Einsparung an anderer Stelle. 
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m ^1 153 600,— 

215a [Übertragung 
auf Kap. 

25 01/215 a/54; 
1 500 — 

152 100,— 


20 000, — Keisekostenvergütungen 

a) Inlandsreisen 

Mehrausgaben an Reisekosten für Beamte und An- 
gestellte des Bundesministeriums des Innern, die 
für die Vorbereitung des KP-Prozesses und zur Teil- 
nahme an den Verhandlungen vor dem Bundes- 
verfassungsgericht nach Karlsruhe entsandt werden 
mußten. Die Mehrausgaben waren nicht vorher- 
gesehen. Das Bedürfnis ist wegen der notwendigen 
Anwesenheit der Klagevertreter vor dem Bundes- 
verfassungsgericht unabweisbar. 

I Einsparung an anderer Stelle. 


06 01 — I *) 79718,71 Ausgaben aus der Bearbeitung der Verschickung 

apl. 307 I von Kindern Bundesbediensteter und zur Ab- 

deckung von Ausfällen 

I Durchlaufende Kosten für den Erholungsaufenthalt 

! von Kindern Bundesbediensteter, die durch Ein- 

nahmen bei Kap. 06 01 Tit. apl. 66 in Höhe von 
I 1 83 101,90 DM ausgeglichen sind. 

I Die Mehrausgaben waren nicht vorherzusehen. 

Das Bedürfnis ist unabweisbar. 

I Die Mehrausgabe ist durch Einnahmen an anderer 

I Stelle gedeckt. 

1 I 

06 02 19 200, — I 2 700 000, — Kosten der Bundestagswahl 

3ÖÖ ' Restbetrag zur vollen Erstattung der Kosten der 

j Länder und Gemeinden aus Anlaß der Bundestags- 

wahl 1953 und der Nachwahlen während der 
i 1. Wahlperiode. Die Kosten waren ihrer Höhe 

I I nach nicht vorhersehbar, da es sich um die erste 

vom Bund durchgeführte Wahl handelte und man- 
gels Erfahrungen erst Feststellungen bei den Län- 
dern und Gemeinden über die voraussichtliche Höhe 
der Kosten durch geführt werden mußten; sie sind 
! unabweisbar, weil die Länder und Gemeinden einen 

' gesetzlichen Anspruch auf Erstattung der Kosten 

I gern. § 56 des Bundeswahlgesetzes haben. 

Einsparung in Höhe von 1 000 000 DM an anderer 
Stelle. 

I 

06 02 3 290 800,— 477 000,— Zuschuß für die Deutsche Dienststelle für die Be- 

601 (voller Haus- ' nachrichtigung der nächsten Angehörigen von Ge- 
haltsansatz) fallenen der ehemaligen deutschen Wehrmacht in 

Berlin-Wittenau (W ehrmachtauskunf tsstelle) 

1. Mehrbedarf infolge Einstellung von 110 Zeitan- 
gestellten für die Zeit vom 1. Oktober 1954 bis 
I 31. März 1955 zur Aufarbeitung vorhandener Rück- 

, stände und Anschaffung von Büromöbeln und 

Schreibmaschinen. Die Mehrausgabe ist unabweis- 
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! bar, weil die längere Anstauung von Rückständen 

I den geordneten und wirtschaftlichen Dienstbetrieb 

j beeinträchtigt. Die Aufholarbeiten erstrecken sich 

auf etwa 2 Jahre. Der Bedarf war in seiner Höhe 
erst nach eingehenden örtlichen Prüfungen fest- 
zustellen und konnte deshalb bei der Haushalts- 
aufstellung für das Rechnungsjahr 1954 nicht vor- 
hergesehen werden. 

2. Erstattungen der durch die Erhöhung der Ver- 
I gütungen und Löhne für die Angestellten und Ar- 
; j beiter auf Grund der Vereinbarungen in den Tarif- 

j Verträgen vom 10. September 1954 und im Bundes- 

i lohntarifvertrag Nr. 4 vom 10. September 1954 

I entstandenen Mehrkosten an das Land Berlin. Die 

Mehrausgabe ist auf Grund der §§ 1 und 2 der 
! zwischen dem Bundesminister des Innern und dem 

I Senat von Berlin abgeschlossenen Vereinbarung 

j über die Deutsche Dienststelle unabweisbar und 
' ! war nicht vorherzusehen. 

' I Einsparung an anderer Stelle. 

I 

— *) 242 100, — I Erstattung an das Land Berlin zur Deckung der 

Kosten der Amtlichen Anstalt für Kartographie 
und Kartendruck in Berlin 

Die Amtliche Anstalt für Kartographie und Kar- 
I tendruck in Berlin ist bisher nicht, wie ursprüng- 
I lieh vorgesehen, als Bundesbehörde auf den Bund 
: übernommen worden. Die bis zum Rechnungsjahr 

[ I 1953 geltende Regelung, wonach der Bund die 

1 Kosten der Amtlichen Anstalt trägt, soweit sie 

I nicht durch eigene Einnahmen gedeckt werden, gilt 
auch für das Rechnungsjahr 1954. Damit müssen 
die bei den einzelnen Titeln des Kap, 06 16 veran- 
schlagten Mittel h aushalt s technisch in der Form 
eines Erstattungsbetrages an das Land Berlin ge- 
zahlt werden. Die außerplanmäßige Ausgabe ist 
daher unabweisbar. Es war nicht vorherzusehen, 
daß die Verhandlungen über die Übernahme der 
Dienststelle auf den Bund bis zum Schluß des 
Rechnungsjahres 1954 nicht abgeschlossen werden 
konnten. 

Einsparung an anderer Stelle. 

364 800, — 42 192,69 Förderung der Arbeit der Deutschen UNESCO- 

Kommission in Köln und Zuschüsse an die UNESCO- 
Institute für Jugend, Pädagogik und für Sozial- 
wissenschaft 

Bundesanteil von 50 v. H. an den Einrichtungs- 
kosten für das Gebäude des UNESCO-Jugendinsti- 
tuts in München-Gauting. Die Übernahme des Be- 
teiligungsbetrages des Bundes in Höhe von 50 v. H. 
der Einrichtungskosten erfolgte im Einvernehmen 
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I 


i 

06 02 i 

1 1 

i 

i 

2 496 000,— 

660 

davon über- 


tragen auf 


BMVt < 


30 000,— 


2 466 000,— i 


zwischen dem BMF und dem BMI. Die Höhe der 
anteiligen Kosten war bei Abschluß der Beratun- 
gen über den Bundeshaushaltsplan für das Rech- 
nungsjahr 1954 im Haushaltsausschuß des Deut- 
schen Bundestages noch nicht bekannt. 

Einsparung an anderer Stelle. 


75 200,— 


Für zentrale Maßnahmen auf dem Gebiet der Für- 
sorge 

Transportkosten für die Lebensmittelspende der 
amerikanischen Regierung für die Bevölkerung der 
Bundesrepublik Deutschland und Berlin (West) 
(Weihnachten 1953), soweit es sich um den Anteil 
der an die Verbände der Freien Wohlfahrtspflege 
gelieferten und von diesen verteilte Spenden han- 
delt. Die Mehrausgabe ist unabweisbar und war bei 
der Aufstellung des Haushaltsplans nicht voraus- 
zusehen. 

Einsparung an anderer Stelle. 


06 02 I 2 466 000,— 
660 


06 02 576 000,— 

662 


1 


06 02 
662 


576 000,— i 


10 000 ,— 


50 000,— 


145 000,— 


Für zentrale Maßnahmen auf dem Gebiet der Für- 
sorge 

Um die Vorarbeiten für die Sozialreform zu be- 
schleunigen, hat der Deutsche Verein für öffent- 
liche und private Fürsorge in Frankfurt (Main) am 
15. November 1954 einen wissenschaftlichen Mit- 
arbeiter sowie eine Schreibkraft eingestellt. Für 
die Zeit vom 15. November 1954 bis 31. März 1955 
betragen die Personal- und Sachausgaben sowie die 
Kosten für die Anschaffung von Büro-Einrichtungs- 
gegenständen 10 000 DM. Diese Ausgabe ist unab- 
weisbar und war nicht vorauszusehen. 

Einsparung an anderer Stelle. 

Für zentrale Maßnahmen auf dem Gebiet des 
Sports und der Leibesübungen 

Mit Zustimmung des BMF gemäß § 45 b RHO ist 
mit dem Lande Bayern und der Gemeinde Gar- 
misch-Partenkirchen vereinbart worden, für die In- 
standsetzung der Olympia-Sportstätten Garmisch- 
Partenkirchen vom Rechnungsjahr 1954 ab für 
5 Jahre einen Bundeszuschuß von jährlich 
50 000 DM zu zahlen unter der Voraussetzung, daß 
das Land Bayern und die Gemeinde Garmisch-Par- 
tenkirchen je den gleichen Betrag zur Verfügung 
stellen. Die Mehrausgabe ist unabweisbar und war 
nicht vorauszusehen. 

Für zentrale Maßnahmen auf dem Gebiet des 
Sports und der Leibesübungen 

Dem Allgemeinen Deutschen Hochschulsportver- 
band wird ein unverzinsliches Darlehen bis zur 
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06 02 48 000,— 

951 + Ausgaberest 

1954 5 000,— 

53 000,— 


06 02 
apl. 953 


06 07 12 960,— 

250 


Höhe von 145 000 DM gewährt. Das Darlehen ist 
mit jährlich 10 000 DM, beginnend mit dem Rech- 
nungsjahr 1955, zu tilgen. Das Darlehen soll zur 
Überbrückung eines Fehlbetrages dienen, der dem 
Allgemeinen Deutschen Hochschulsportverband 
durch die Vorbereitung und Durchführung der 
III. Internationalen Hochschulsportwoche 1953 in 
Dortmund entstanden ist. Die Mehrausgabe ist im 
dringenden Bundesinteresse unabweisbar und war 
nicht vorauszusehen. 

Einsparung an anderer Stelle. 

70 000, — Für die Fortführung der Bauarbeiten an der 

(Vorgriff) St. Marien-Kirche in Lübeck 

Mehrausgaben zur Fortführung der Wiederherstel- 
lungsarbeiten an den Gewölben der St, Marien- 
Kirche in Lübeck. Die Mehrausgaben sind unabweis- 
bar, weil bei Einstellung der Wiederherstellungs- 
I arbeiten akute Gefahr besteht, daß die Gewölbe 
I einstürzen und die Wiederherstellung dann er- 
I heblich mehr Kosten verursacht. Auch eine Unter- 
I brechung der Arbeiten bis zum Rechnungsjahr 1955 
ist nicht zu vertreten. Der Zustand der Gewölbe 
war erst nach Beginn der Arbeiten genau erkenn- 
! bar. Die Ausgaben waren deshalb auch nicht vor- 
I herzusehen. 

: Einsparung an anderer Stelle. 


*) 300 000, — Zuschuß an das Germanische Nationalmuseum in 

Nürnberg zum Ankauf des Echternacher Codex 
Aureus 

Mehrausgaben zum Ankauf des Echternacher Codex 
Aureus durch das Germanische Nationalmuseum 
in Nürnberg. Die Mehrausgaben sind unabweisbar, 
weil dieses einzigartige weltbekannte Kunstwerk 
als Kulturgut dem deutschen Volk bleiben muß. 
Eine Zurückstellung bis zum nächsten Rechnungs- 
jahr ist wegen der kaufkräftigen Angebote aus dem 
Ausland und der dadurch bedingten Gefahr einer 
Preiserhöhung nicht angebracht. Die Mehrausgaben 
konnten bei Aufstellung des Haushalts 1954 nicht 
vorhergesehen werden. 

Einsparung an anderer Stelle. 


13 249,24 


Gebühren und Reisekosten für Beisitzer, Zeugen, 
Beschuldigte und Sachverständige 
Im Rechnungsjahr 1954 sind bisher bereits 7200 DM 
Verfahrenskosten, die durch Disziplinarurteil des 
Bundesdisziplinarhofs vom Bund dem Beschuldig- 
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06 08 653 856 — 

206 


06 08 I 1 008 000,— 
210 I 


06 10_ 
apl. 711 


' ten zu erstatten waren, aus Tit. 250 gezahlt wor- 
I den. Bis zum Schluß des Rechnungsjahres muß mit 
! weiteren Ausgaben dieser Art in Höhe von 3600 DM 
j gerechnet werden. Diese Ausgaben sind unabweis- 
' bar und waren in der Höhe nicht vorauszusehen. 

I Das gleiche gilt für die Vergütungen an die rechts- 
i kundigen Beisitzer bei den Bundesdisziplinarkam- 
! mern für deren Berichterstattung. Diese Vergütun- 
{ gen werden für das 2. Halbjahr des Rechnungsjah- 
i res 1954 auf 6000 DM geschätzt. 

Einsparung an anderer Stelle. 

26 500, — Bewirtschaftung von Dienstgrundstücken und 
Diensträumen 

Die Haushaltsmittel sind nach bestehenden recht- 
I liehen Verpflichtungen auf Grund von Mietverträ- 
gen genau veranschlagt. Die unvorhergesehene Kür- 
zung um 4 V. H. erfordert zur Erfüllung der ver- 
traglichen Verpflichtungen eine Mehrausgabe in 
der beantragten Höhe. Die Hinausschiebung der 
Zahlungen in das Rechnungsjahr 1955 ist vertrag- 
lich und haushaltsrechtlich nicht vertretbar. 
Einsparung an anderer Stelle. 


42 000, — I Kosten für maschinelle Aufbereitungen 

Durch das in seinem Ausmaß unvorhergesehene 
! Anwachsen der Außenhandelsstatistik ist die Ein- 
I legung von Doppelschichten bei der maschinellen 
I Aufbereitung erforderlich geworden. Die Kosten 
der Doppelschichtmieten sind zwangsläufig und 
I wegen der unbedingt notwendigen Zeitnähe der 
Ergebnisse der Außenhandelsstatistik unabweisbar. 

1 Die Mehrausgabe war bei der Aufstellung des Haus- 
; haltsplans 1954 nicht vorhersehbar. 

Einsparung an anderer Stelle. 


*) 2 500 000, — j Ankauf des bebauten Grundstücks Tränkweg 10 
in Wiesbaden für das Bundeskriminalamt 

I Mehrausgabe infolge Ankaufs des bebauten Grund- 
I Stücks Tränkweg 10 in Wiesbaden für das Bundes- 
kriminalamt. Die Ausgabe war nicht vorher ge- 
I sehen, sie war unabweisbar notwendig, weil das 
Verkaufsangebot der Stadt Wiesbaden kurzfristig 
gestellt und aus Gründen einer wirtschaftlichen 
Haushaltsführung zweckmäßig war. Der Haushalts- 
ausschuß des Deutschen Bundestages hat in seiner 
Sitzung vom 18. März 1955 der Ausgabe zuge- 
I stimmt. 

! Einsparung an anderer Stelle. 
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209 280, — 20 000, — | Betrieb der Laboratorien 

I Mehrausgaben in Höhe von 

12 000 DM für zwei Autoklaven im Robert-Koch- 
Institut zu Sterilisationszwecken in den 
Laboratorien für Virusforschung und 
Biochemie, 

8 000 DM für einen neuen Ofen zur Verbren- 
nung von Tierkadavern im Max-von- 
Pettenkofer-Institut. 

Die vorhandenen Autoklaven sind alt und müssen 
ersetzt werden, weil bei ihrer Benutzung Explo- 
sionsgefahr besteht. Der vorhandene Verbrennungs- 
ofen ist 60 Jahre in Benutzung und wegen starker 
Rauchbelästigung polizeilich außer Betrieb gesetzt 
worden. 

Wegen der Gefahr der Verbreitung von Krank- 
heitserregern beim Transport von infiziertem Ge- 
rät in andere Laboratorien und beim Transport von 
Tierkadavern in das Robert-Koch-Institut sind die 
Mehrausgaben unabweisbar und können nicht bis 
zum Beginn des Rechnungsjahres 1955 zurückge- 
stellt werden; sie waren bei Aufstellung des Haus- 
halts 1954 auch nicht vorherzusehen. 

Einsparung an anderer Stelle. 

*) 137 090, — Zuschuß für das Berliner Hauptarchiv 

Das Berliner Hauptarchiv ist nicht, wie ursprüng- 
lich beabsichtigt, als Bundesbehörde auf den Bund 
übernommen worden. Auf Grund einer Verein- 
barung zwischen der Bundesrepublik und dem Land 
Berlin erstattet der Bund dem Land Berlin die ab 
1. Oktober 1954 für das Berliner Hauptarchiv an- 
fallenden Ausgaben im Rahmen der zur Verfügung 
stehenden Haushaltsmittel. Damit ist die außer- 
planmäßige Ausgabe unabweisbar geworden. Die 
Zahlung in Form eines Zuschußbetrages war bei 
Aufstellung des Haushalts 1954 nicht vorherzu- 
sehen. 

Einsparung an anderer Stelle. 

*) 15 460, — Errichtung von Behelfsmagazinen auf der Festung 
Ehrenbreitstein 

Der dem Bundesarchiv zur Verfügung stehende 
Magazinraum ist restlos belegt. Es müssen deshalb 
zur Fortführung der dem Bundesarchiv gestellten 
Aufgaben sofort Behelfsmagazine hergerichtet wer- 
den. Die Mehrausgaben dafür sind unabweisbar 
und können nicht bis zum nächsten Haushaltsplan 
zurückgestellt werden, weil der für das Bundes- 
archiv beabsichtigte Neubau bis jetzt nicht zustande 
' gekommen ist. Sie waren auch nicht vorauszusehen. 
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140 160 — 
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104 a I 


06 19 
308 


19 200,— 


weil die Menge des eingehenden Archivgutes bei 
der Raumplanung nur geschätzt werden konnte. 
Einsparung an anderer Stelle. 


14 000 — 


Bewirtschaftung von Dienstgrundstücken und 
Diensträumen 

Mehrbedarf infolge vertraglicher Verpflichtung 
zur Leistung einer Mietvorauszahlung. Die Aus- 
gabe war unvorhersehbar, weil zur Zeit der Auf- 
stellung des Haushaltsentwurfs 1954 noch nicht zu 
übersehen war, daß ein Teil der Mietvorauszahlung 
erst im Rechnungsjahr 1954 fällig werden würde. 
Einsparung an anderer Stelle. 


15 000,— 


Dienstbezüge der nichtbeamteten Kräfte — Ver- 
gütungen der Angestellten — 

Mehr infolge Erhöhung der Personalausgaben 
durch zusätzliche Einstellung von 4 Zeitangestellten 
für die Herstellung des Manuskripts eines amt- 
lichen Ortsnamenverzeichnisses der deutschen Ost- 
gebiete unter fremder Verwaltung, Der Bundes- 
minister der Finanzen hat der Einstellung dieser 
Kräfte gern. § 33 Abs. 3 RHO durch Schreiben vom 
24. November 1954 — II A/5 J 1716 — 1/54 II — 
zugestimmt. Die Ausgaben waren nicht vorherzu- 
sehen, weil zur Zeit der Aufstellung des Haushalts- 
plans 1954 nicht zu übersehen war, wieviel Arbeits- 
kräfte für die Erstellung des Manuskripts benötigt 
wurden; sie sind unabweisbar, weil die Erstellung 
des Werkes für die Bearbeitung der Anträge von 
Flüchtlingen und Vertriebenen auf Gewährung des 
Lastenausgleichs bis zum Schluß des Rechnungs- 
jahres unbedingt erforderlich ist und nicht länger 
hinausgeschoben werden kann. 

Einsparung an anderer Stelle. 


161 800,— 


Einsatz des Technischen Hilfswerks in Sonder- 
fällen — Katastropheneinsatz — 

Mehrausgabe infolge Einsatz des Technischen Hilfs- 
werks bei den Hochwasserkatastrophen in Bayern 
und an der Elbe Juli 1955. Die Ausgabe war nicht 
vorhergesehen, sie war durch den Einsatz des THW 
unabweisbar erforderlich. 


06 23 
103 


(Leertitel) 


30 000,— 


Dienstbezüge der beamteten Hilfskräfte 
Bei der Errichtung der Bundesstelle für die Ent- 
schädigung der ehemaligen Bediensteten jüdischer 
Gemeinden im Rechnungsjahr 1953 ist mit etwa 
800 zu erwartenden Entschädigungsanträgen ge- 
rechnet worden, so daß angenommen werden 
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263 904 — 


70 000 — 


konnte, daß die Aufgaben der Bundesstelle bis 
zum Ende des Rechnungsjahres 1953 beendet sein 
würden. Es war nicht vorauszusehen, daß sich die 
Zahl der Entschädigungsanträge bis heute auf 
etwa 2100 erhöhen würde. Zur Erledigung dieser 
Arbeiten muß die Abordnung von Beamten zur 
Bundesstelle auch für das Rechntmgsjahr 1954 be- 
stehen bleiben. Das Bedürfnis ist wegen der ge- 
setzlichen Verpflichtung unabweisbar. 

Einsparung an anderer Stelle. 


Dienstbezüge der nichtbeamteten Kräfte — Ver- 
gütungen der Angestellten — 

Bei der Errichtung der Bundesstelle für die Ent- 
schädigung der ehemaligen Bediensteten jüdischer 
Gemeinden im Rechnungsjahr 1953 ist mit etwa 
800 zu erwartenden Entschädigungsanträgen ge- 
rechnet worden, so daß angenommen werden 
konnte, daß die Aufgaben der Bundesstelle bis zum 
Ende des Rechnungsjahres 1953 beendet sein wür- 
den. Es war nicht vorherzusehen, daß sich die Zahl 
der Entschädigungsanträge bis heute auf etwa 2100 
erhöhen würde. Zur Erledigung dieser Arbeiten 
muß die Weiterbeschäftigung der nichtbeamteten 
Kräfte auch für das Rechnungsjahr 1954 erfolgen. 
Das Bedürfnis ist infolge gesetzlicher Verpflichtung 
unabweisbar. 

Einsparimg an anderer Stelle. 


13 152,— 


15 000,— 
(Vorgriff) 


Herausgabe von Dienstvorschriften 

Die Mehrausgabe ist unabweisbar erforderlich, um 
die Bereitschaftspolizeien der Länder mit den am 
dringendsten notwendigen Vorschriften ausstatten 
zu können. Eine Verzögerung ist nicht zu ver- 
treten, da die einheitliche Ausbildung und die sach- 
gemäße Behandlung des vom Bund zur Verfügung 
gestellten Geräts darunter leiden würde. Die Mehr- 
ausgabe wurde bei der Aufstellung des Haushalts 
1954 nicht vorhergesehen 
Einsparung an anderer Stelle. 


288 000,— 


156 000,— 


Versicherungsbeiträge für ausscheidende Beamte 
Die" Mehrausgabe ist unabweisbar notwendig, da 
die Versicherungsbeiträge für ausscheidende Be- 
amte auf Grund rechtlicher Verpflichtung gezahlt 
werden müssen. Die Mehrausgabe konnte bei Auf- 
stellung des Haushalts 1954 nicht vorher gesehen 
werden, da mehr Beamte ausgeschieden sind, als 
zunächst angenommen werden mußte. 

Einsparung an anderer Stelle. 
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• 

06 25 


*) 190 000,— 

apl. 317 


06 25 

278 400,— 

18 377,— 

728 

(Vorgriff 

18 377,—) 

(Vorgriff) 

06 25 

i 

84 480,— i 

1 200 000,— 

730 

Ausgaberest 
aus dem ab- 
gelaufenen 
iRechnungs- 
jahr 

180 439,29 

(Vorgriff) 


264 919,29 



Einsatzverpflegung 

Kosten der Eins atz Verpflegung während des Ein- 
satzes des Bundesgrenzschutzes bei den Hochwasser- 
katastrophen in Bayern, im Elbegebiet usw. Die 
Ausgaben sind unabweisbar und konnten bei Auf- 
stellung des Haushalts 1954 nicht vorhergesehen 
werden. 

Einsparung an anderer Stelle. 


Kosten der Charterung eines Hubschraubers 

Zur Erfüllung der Aufgaben, die einer modernen 
Truppenpolizei gestellt werden, ist es unabweisbar 
notwendig, einen Hubschrauber einsetzen zu kön- 
nen. Dies gilt besonders für den Bundesgrenzschutz, 
dem damit die Überwachung des weiträumigen, 
teilweise gebirgigen und unwegsamen Grenzgebiets 
ermöglicht wird. Die Ausgabe konnte bei Aufstel- 
lung des Haushalts 1954 nicht vorhergesehen wer- 
den. 

Einsparung an anderer Stelle. 


Instandsetzung der Unterkunft und der Außen- 
anlagen in Glückstadt (Elbe) 

Für die weiteren dringendsten Instandsetzungs- 
arbeiten an der Unterkunft Glückstadt sind nach 
den geprüften Kostenanschlägen (91 500 DM plus 
186 900 DM) im Rechnungsjahr 1954 insgesamt 
278 400 DM erforderlich. Da nur 260 023 DM zur 
Verfügung stehen, ist es unabweisbar notwendig, 
eine Mehrausgabe von 18 377 DM zu leisten, da 
sonst die Durchführung der vom Deutschen Bun- 
destag beschlossenen Verstärkung des BGS ge- 
fährdet wird. Die Mehrausgabe wurde bei Aufstel- 
lung des Haushalts 1954 nicht vorhergesehen, 
Einsparung an anderer Stelle. 


Instandsetzung der Unterkunft und der Außen- 
anlagen in Hangelar bei Bonn 

Für die Unterbringung der Verstärkung des Bun- 
desgrenzschutzes ist der Neubau eines Unterkunfts- 
blocks in der Unterkunft Hangelar unabweisbar 
notwendig. Entsprechende Mittel sind im Rech- 
nungsjahr 1955 vorgesehen. Der Neubau muß je- 
doch so bald als möglich erstellt werden, da sonst 
die Durchführung der Verstärkung des Bundes- 
grenzschutzes gefährdet wird. Die Mehrausgabe 
wurde bei Aufstellung des Haushalts 1954 nicht 
vorhergesehen. Die Mehrausgabe ist gemäß § 30 
Abs. 3 RHO als Vorgriff zu behandeln. 
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1 *) 363 000, — I Instandsetzung der ehern. Marineschule und der 

I I Außenanlagen in Kiel 

j Zur Unterbringung des im Zuge der Durchführung 

der Verstärkung des Bundesgrenzschutzes auf ge- 
stellten Grenzschutzkommandos Küste ist die In- 
standsetzung der ehern. Marineschule, Kiel, unab- 
I weiisbar notwendig. Ein Hinausschieben bis zum 

Rechnungsjahr 1955 ist nicht möglich, da dadurch 
die Durchführung der Verstärkung gefährdet 
würde. Die Ausgabe wurde bei der Aufstellung des 
Haushalts 1954 nicht vorhergesehen. 

Die Ausgabe ist als Vorgriff zu behandeln und von 
der Bewilligung bei Kap. 06 25 Tit. 764 für das 
Rechnungsjahr 1955 vorweg zu decken. 

*) 90 000,— Instandsetzung der ehern. Below-Kaserne und der 
Außenanlagen in Ratzeburg 

Im Zuge der vom Deutschen Bundestag beschlosse- 
nen Verstärkung des Bundesgrenzschutzes ist die 
Instandsetzung der ehern. Below-Kaserne in Ratze- 
burg zur Unterbringung einer Hundertschaft un- 
abweisbar notwendig. Die Ausgabe wurde bei Auf- 
stellung des Haushalts 1954 nicht vonhergesehen. 
Einsparung an anderer Stelle. 

*) 550 000, — Druck und Verteilung der Rede des Bundespräsi- 

denten aus Anlaß der 10. Wiederkehr des 20. Juli 
1944 

Mehrausgabe für die Herausgabe und Verteilung 
! der Broschüre mit der Rede des Herrn Bundes- 
I Präsidenten aus Anlaß der 10. Wiederkehr des 
20. Juli 1944 gemäß Beschluß des Deutschen Bun- 
destages vom 21. Oktober 1954 — Drucksache 850 — . 
Die Ausgabe war nicht vorauszusehen, sie ist unab- 
I I weisbar notwendig. 

I j Einsparung an anderer Stelle. 


Einzelplan 07 — Bundesminister der Justiz — 

07 01 90 240, — 11 300, — Beschäftigungsvergütungen, Trennungsentschädi- 

108 gungen, Fahrkostenersatz und Verpflegungszu- 

schüsse sowie Fahrkosten für auswärtigen Familien- 
I besuch für Beamte, Angestellte und Arbeiter 

! Bei Aufstellung des Haushaltsplans 1954 waren die 

Notwendigkeit der Abordnung von zwei Richtern 
zum Board of Review (Oberstes Rückerstattungs- 
gericht) in Herford und die Heranziehung weiterer 
Hilfsarbeiter für die Arbeiten der Strafrechtsreform 
sowie die Kürzung des Ansatzes um 4 v. H. nicht 
vorauszusehen. Die Ausgaben waren zwangsläufig; 
sie konnten nicht bis zur Bewilligung im nächsten 
i I Jahreshaushalt zurückgestellt werden. Es ergab 
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11 600 - 
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94 000,— 
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sich deshalb ein unabweisbares Bedürfnis zur Lei- 
stung einer überplanmäßigen Ausgabe. 

Einsparung an anderer Stelle. 

Geschäftsbedürfnisse 

Die Mehrausgabe ist auf den mit der erheblichen 
Zunahme der Geschäfte in Zivil- und Strafsachen 
sowie der Anklagen in erstinstanzlichen Strafsachen 
bedingten Mehrverbrauch an Papier und Schreib- 
material insbesondere für die Vervielfältigung von 
Urteilen usw. sowie an Vordrucken zurückzuführen. 
Außerdem muß eine größere Anzahl von aus Nach- 
lässen günstig angekauften, auf dem Büchermarkt 
nur ganz vereinzelt zu erhaltenden antiquarischen 
juristischen Werken, die für die Rechtsprechung des 
Bundesgerichtshofs unbedingt notwendig sind, neu 
eingebunden werden. Ohne vorherige Neueinbin- 
dung sind diese Werke für den Dienstgebrauch 
nicht benutzbar. Auch für die Erstausstattung und 
den laufenden Bedarf an Schreib- und Büromate- 
rial des am 1. April 1954 übernommenen Bundes- 
strafregisters, über die bei Aufstellung des Haus- 
haltsplans 1954 keine zuverlässigen Erfahrungs- 
zahlen Vorlagen, sind erhebliche Mehrausgaben 
entstanden; sie waren bei Aufstellung des Haus- 
haltsplans 1954 nicht vorauszusehen. Es ergibt sich 
deshalb ein unabweisbares Bedürfnis für die Be- 
reitstellung überplanmäßiger Haushaltsmittel. 
Einsparung an anderer Stelle. 

Zuschuß zur Gemeinschaftsverpflegung 

Die Mehrausgabe ist darauf zurückzuführen, daß 
auf Grund der Neufassung der Richtlinien für die 
Kantinen des Bundes (Erlaß des BMI vom 7. Juli 
1954 — GMBl. S. 374 — ) die Essenszuschüsse von 
0,30 DM auf einheitlich 0,60 DM täglich erhöht 
worden sind. Gleichzeitig hat sich dadurch die Teil- 
nahme an der Gemeinschaftsverpflegung verstärkt. 
Die Mehrausgabe ist zwangsläufig; sie war bei Auf- 
stellung des Haushaltsplans 1954 nicht vorauszu- 
sehen. 

Einsparung an anderer Stelle. 

Zuschuß zur Gemeinschaftsverpflegung 

Die Mehrausgabe ist darauf zurückzuführen, daß 
auf Grund der Neufassung der Richtlinien für die 
Kantinen des Bundes (Erlaß des BMI vom 7. Juli 
1954 — GMBl. S. 374 — ) die Essenszuschüsse von 
0,30 DM auf einheitlich 0,60 DM erhöht worden 
sind. Gleichzeitig hat sich dadurch die Teilnahme 
an der Gemeinschaftsverpflegung allgemein ver- 
stärkt. Die Mehrausgabe ist zwangsläufig; sie war 
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bei Aufstellung des Haushaltsplans 1954 nicht vor- 
auszusehen. 

Einsparung an anderer Stelle. 

08 01 24 000, — 25 000, — Gerichts- und ähnliche Kosten 

219 Mehr infolge einer Schadensersatzklage gegen die 

Hamburgische Landesbank-Girozentrale wegen 
einer Forderung des Bundes in Höhe von 6 800 000 
DM. Die Mehrausgabe war bei Aufstellung des 
Haushaltsplans 1954 nicht vorauszusehen und ist 
daher zwangsläufig. */ 

Einsparung an anderer Stelle. 

33 888, — 119 800, — Zuschuß zur Gemeinschaftsverpflegung 

298 Bei Aufstellung des Haushaltsvoranschlages für 

das Rechnungsjahr 1954 waren die Verhandlungen 
über die Neuregelung der Zahlung des Verpfle- 
gungszuschusses mit dem Ziele der Verminderung 
der Ausgaben (Wegfall der Abgabe von bestimmten 
! Lebensmitteln auf Eßmarken) noch nicht abge- 
schlossen. Deshalb wurde nur der Ansatz für das 
Rechnungsjahr 1953, vermindert um die Beträge, 
die für nachgeordnete Dienststellen in dem Ansatz 
enthalten waren, veranschlagt. Da die neuen Richt- 
linien erst im August 1954 zur Anwendung kamen, 
haben sich die Ausgaben gegenüber denen des 
Rechnungsjahres 1953 nicht wesentlich verringert. 
II A/8 — F 0113 — 19/54 vom 23. März 1955. 
Einsparung an anderer Stelle. 

08 04 211 838 400, — 270 000 000, — Entschädigung an die Länder für die Mitv^^irkung 

220 hei der Verwaltung von Bundesaufgaben 

Nach dem Entwurf eines Gesetzes über die Bei- 
träge des Bundes zu den Steuerverwaltungskosten 
j der Länder sollten die Beiträge des Bundes für das 
I Rechnungsjahr 1954 auf ^/s der Steuerverwaltungs- 
kosten der Länder beschränkt werden. Entspre- 
chend wurden im Haushalt 1954 bei Kap. 08 04 
Tit. 220 = 220 665 000 DM (um 4 v. H. gekürzt = 
211 838 400 DM) veranschlagt. Das obenbezeichnete 
Gesetz ist jedoch nicht ergangen. Es müssen des- 
halb den Ländern für das Rechnungsjahr 1954 wei- 
terhin die nach § 9 Abs. 2, § 34 Abs. 2 FVG und 
§ 204 LAG festgelegten Entschädigungssätze ge- 
zahlt werden. Die Mehrausgabe in Höhe von 270 
Mio DM entsteht somit zwangsläufig. 

08 05 110 400, — 35 000, — Unfallfürsorge für Beamte 

109 Die Mehrausgaben sind erforderlich, weil die An- 

zahl der Dienstunfälle infolge der stärkeren Mo- 
torisierung des Grenz- und Steueraufsichtsdienstes 
zugenommen hat und weil gegenüber den Vorjah- 
ren zusätzlich ein Unfallausgleich (§ 139 BBG) ge- 


Begründung 


Haushalts- 
Kap^ betrag 
Tit. (96v.H.)1954 

DM 


24 






Kap. 

Haushalts- 

An über- und 
*) außerplan- 

betrag 

mäßigen Aus- 

Tit. 

(96 v.H.) 1954 

gabemitteln sind 


DM 

zugewiesen 

DM 


Begründung 


noch Einzelplan 08 — Bundesminister der Finanzen — 


08 05 48 000,— 

111 


08 05 4 032 000,— 


08 05 289 920,— 

299 


währt wird. Auf die Unfallfürsorge haben die Be- 
amten einen Rechtsanspruch (§ 134 BBG). Die Aus- 
gaben sind daher unabweisbar. Die Höhe der Aus- 
gaben für Dienstunfälle kann selbst bei sorgfälti- 
ger Schätzung nicht vorhergesehen werden. 
Einsparung an anderer Stelle. 

25 000, — Versicherungsbeiträge für ausscheidende Beamte 

Nach § 170 BBG sind alle ausscheidenden Beamten 
ohne Versorgungsansprüche in der Rentenversiche- 
rung nachzuversichern. Die Zahl der ausscheiden- 
den Beamten kann nicht vorhergesehen werden. 
Die Ausgaben sind unabweisbar. 

Einsparung an anderer Stelle. 

260 000, — Herstellung von Tabaksteuerzeichen 

Dem Mehrbedarf an Tabaksteuerzeichen in Hohe 
von 260 000 DM mußte entsprochen werden. Die 
Ausgabe ist unabweisbar, da sonst eine Minder- 
einnahme an Tabaksteuer zu erwarten ist. Die Aus- 
j gäbe war nicht vorhersehbar, da sich die benötigte 
I Menge nach dem jeweiligen Bedürfnis der Tabak- 
I industrie richtet, 
j Einsparung an anderer Stelle. 

210 000, — I Vermischte Verwaltungsausgaben 

Die Mehrausgaben sind erforderlich, weil 

1. die Versuche zur Einführung der Lochkarten- 
maschinen in der Finanzverwaltung im Einverneh- 
men mit den Ländern erweitert werden (Mehrbe- 
darf 65 000 DM), 

i 2. aus gesetzlicher Verpflichtung 

a) die Kosten für die Aufstellung einer Malzmühle 
in einer Brauerei gern. § 24 Biersteuergesetz (Mehr- 
bedarf 13 000 DM) 

b) Schadensersatz wegen Havarien durch Zollboote 
(Mehrbedarf 35 000 DM), wegen Kraftfahrzeug- 
unfällen und Amtspflichtverletzungen (Mehrbedarf 
74 000 DM) gern. Art. 34 GG geleistet werden muß 
und 

3. Vorschüsse aus früheren Rechnungsjahren gern. 

§ 62 Abs. 2 RHO abzuwickeln sind (Meihrbedarf 
23 000 DM). Die Mehrausgaben konnten trotz sorg- 
fältiger Schätzung nicht vorher gesehen werden. Es 
sind vereinbarte bzw. gesetzliche Verpflichtungen, 
die unabweisbar sind. 

Einsparung an anderer Stelle. 
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Fortsetzung des Neubaues eines Dienstgebäudes 
mit Niederlage für das HZA Augsburg und die 
Bundesvermögensstelle Augsburg 

apl. 711 

i 


Zwangsläufige Mehrausgaben infolge der an dem 
Neubau des Dienstgebäudes vorgeschrittenen Bau- 
arbeiten, für die bisher in den außerordentlichen 
Haushalten der Rechnungsjahre 1952, 1953 und 1954 
bewilligte Haushaltsmittel nicht ausreichen und 
die bei der Aufstellung des Haushalts für das Rech- 
nungsjahr 1954 nicht vorauszusehen waren. Sie 
sind wegen der sonst ggfs, notwendigen Einstellung 
der Bauarbeiten und der dadurch für den Bund 
entstehenden finanziellen Nachteile unabwendbar. 
Einsparung an anderer Stelle. 


08 06 
203 


520 512,— 


08 06 
215 a 


309 120,— 


44 000,— 


50 000,— 


Post- und Fernmeldegebühren, Kosten für Fern- 
meldeanlagen sowie Rundfunkgebühren 

Der Schätzung zum Voranschlag für das Rechnungs- 
jahr 1954 wurden s. Z. die geltenden Gebühren 
zugrunde gelegt. Die inzwischen seitens der Bun- 
despost durchgeführte Gebührenerhöhung konnte 
mit diesen veranschlagten Mitteln nicht in voller 
Höhe aufgefangen werden. Hinzu kömmt, daß 
durch die Einrichtung des Selbstwählbetriebes die 
Verwaltung vor die Notwendigkeit gestellt wurde, 
in die bereits vorhandenen Anlagen Mitlaufwerke 
einzubauen. Ferner hat sich die Übernahme der 
Forstdienststellen in den Bezirken Hessen und Ba- 
den-Württemberg in die Verwaltung des Bundes 
als zusätzliche Belastung für den Tit. 203 ausge- 
wirkt. Mithin sind trotz sparsamer Bewirtschaftung 
zusätzliche Ausgaben in Höhe von 44 000 DM im 
Rechnungsjahr 1954 bei der obengenannten Zweck- 
bestimmung entstanden, die in dieser Höhe unvor- 
hergesehen und unvermeidbar waren. 

Einsparung an anderer Stelle. 


Reisekostenvergütungen — Inlandsreisen — 

Gemäß Erlaß des Bundesministers der Finanzen 
vom 7. Oktober 1953 — lA P 1700 — 46/53 (MinBl- 
Fin S. 819) ist den regelmäßig im Außendienst 
tätigen Verwaltungsangehörigen der Bundesver- 
mögensverwaltung auf Grund des § 14 RKG in 
Verbindung mit Nr. 33 und 34 AB zum RKG eine 
monatliche Pauschvergütung bewilligt worden. Die 
Ausgaben hierfür konnten bei Aufstellung des 
Haushaltsvoranschlages für das Rechnungsjahr 1954 
nicht mehr berücksichtigt werden. Sie waren als 
zwangsläufige Ausgaben unvermeidbar. Weitere 
unvorherzusehende und unvermeidbare Ausgaben 
bei der oben genannten Zweckbestimmung entstan- 
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I den ferner durch die im Rechnungsjahr 1954 vom 
I Bundesminister der Finanzen angeordneten Ankäufe 
I der von der amerikanischen Besatzungsmacht in An- 
I Spruch genommenen Grundstücke, sowie der 
I Grundstücke für die Errichtungen der Kanadier- 
I Siedlungen und sonstigen Bauten der Besatzungs- 
streitkräfte, vermehrte Terminvertretungen in Re- 
stitutionsangelegenjheiten, die vom Bundesrech- 
nungshof gewünschte Durchführung der Forstein- 
richtungsarbeiten in den bundeseigenen Forsten 
und schließlich durch die Übernahme der Forsten 
in den Bezirken Hessen und Baden-Württemberg 
in die Verwaltung des Bundes und die Er- 
weiterung der bautechnischen Arbeitsgruppen im 
! Raume Frankfurt. 

' Einsparung an anderer Stelle. 

j 

100 224, — 22 000, — | Umzugskosten und Umzugskostenbeihilfen 

I i Eine Anzahl der an die neu eingerichteten Ver- 

! ' mögensstellen versetzten Bediensteten konnte 

i schneller als erwartet ihren Wohnsitz am Dienstort 
I einrichten. Die nach dem Gesetz über Umzugs- 
kostenvergütungen anfallenden Zahlungen waren 
1 unvermeidbar. 

I 1 Einsparung an anderer Stelle. 

! I 

182 400, — I 170 000, — i Gerichts- und ähnliche Kosten 

a) Ein Betrag in Höhe von 80 000 DM ist für die 
Erstattung der Aufwendungen, die dem Land 
Bayern durch die Führung des Rechtsstreits und 
die Vorbereitung des Vergleichs in Sachen Che- 
mische Fabrik Heyden AG gegen Deutsche Renten- 
bank Kreditanstalt entstanden sind, erforderlich. 
Das Land Bayern hatte angenommen, daß das Ak- 
tienkapital der Südholag nach dem Vorschaltgesetz 
als Beteiligung von Bayern zu verwalten sei und 
deshalb den Rechtsstreit zunächst geführt. Der 
Rechtsstreit endete mit einem mit Zustimmung des 
Bundes abgeschlossenen Vergleich, in dem aner- 
kannt wurde, daß die Aktien der Südholag bereits 
1945 rechtswirksam auf die Chemische Fabrik 
Heyden AG übertragen wurden. Damit entfiel die 
Rechtsgrundlage für die Verwaltung dieser Betei- 
ligung durch Bayern. Das Bayerische Finanzmini- 
sterium hat dem Rechnung getragen und vorgese- 
hen, daß die Vergleichszahlung von 500 000 DM un- 
mittelbar an den Bund fließt. Es setzt dabei voraus, 
daß der Bund Bayern die Kosten der Führung des 
Rechtsstreits und der Vorbereitung des Vergleichs 
erstattet. Der Bundesminister der Finanzen hat sich 
mit Schreiben vom 24. Oktober 1953 — II B — F 
7810 — 7/53 — • an das Bayerische Staatsministe- 
rium der Finanzen bereit erklärt, die dem Lande 
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! Bayern entstandenen Kosten zu übernehmen (§ 5 
Abs. 2 der DVO zum Vorschaltgesetz), Höhe und 
Fälligkeit der Zahlung hat sich erst im Rechnungs- 
jahr 1954 ergeben. 

Die hierfür erforderlichen Haushaltsmittel sind im 
Voranschlag für das Rechnungsjahr 1954 nicht ver- 
I anschlagt. Sie sind jedoch unabweisbar und waren 
I bei der Aufstellung des Haushaltsvoranschlags 1954 
i nicht vorauszusehen. 

b) Ein weiterer Betrag in Höhe von rd. 60 000 DM 
ist erforderlich für die Kosten der Rückerstattungs- 
verfahren in der franz. Zone, die im Rechnungs- 
jahr 1954 in einem unerwarteten Umfange zum 
Abschluß gekommen sind. Da in der franz. Zone 
nur eine Rückerstattung in Natur in Frage kommt, 
und der Bund als Eigentümer der gern. Art, 134 
Abs. 1 GG hinsichtlich der auf ihn übergegangenen 
Gegenstände die Verfahrenskosten zu tragen hat, 
kann die Anrechnung auch der Verfahrenskosten 
der Rückerstattung nicht wie in den übrigen Zonen 
auf die im Art. 4 des Dritten Teils des Uber- 
leitungsabkommens zum Deutschlandvertrag vor- 
gesehenen Gesamtentschädigungssumme von 1,5 

' Milliarden (Kap. 08 06 Tit. 300) erfolgen. Sie müs-* 
j sen mithin aus Kap. 08 06 Tit. 219 bestritten wer- 
! den. 

c) Der Restbetrag ist auf die vom Bundesministe- 
rium der Finanzen und dem Bundesrechnungshof 
geforderte Beitreibung der Rückstände und auf 
Mietklagen zurückzuführen, deren Umfang bei 
Aufstellung des Voranschlags für den Haushalt 
1954 nicht zu übersehen war. Es darf hierzu auf die 
erhöhten Einnahmen beim Betriebsvermögen, ins- 
besondere bei Tit. 15 hingewiesen werden. 

Die Ausgaben sind zwangsläufig und damit unab- 
wendbar. 

Einsparung an anderer Stelle. 


15 585 432,— 


3 000 000,— 


Bewirtschaftung von Grundstücken des allgemeinen 
Sachvermögens 

a) Im Rechnungsjahr 1954 sind eine größere Anzahl 
von Kasernenanlagen von den Besatzungsmächten 
freigegeben worden mit der Auflage, diese für den 
künftigen Verteidigungsbeitrag der Bundesrepublik 
freizuhalten. Die Kosten der Bewirtschaftung und 
Bewachung dieser Grundstücke sind bis auf weite- 
res aus Mitteln des Einzelplans 08 zu bestreiten. 

b) Die aus Haushaltsmitteln des Kap, 35 11 er- 
richteten Siedlungen für die kanadischen Streit- 
kräfte sind nach ihrer Fertigstellung im Rechnungs- 
jahr 1954 in die Verwaltung der Bundesvermögens- 
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123 744 — 


abteilungen übergeführt worden. Die Kosten für 
die Bewirtschaftung dieser Siedlungen sind mithin 
aus Mitteln des Einzelplans 08 zu tragen. 

Die Mehrausgabe für die Bewirtschaftung dieser 
im Rechnungsjahr 1954 neu hinzugekommenen 
Grundstücke beträgt insgesamt 3 000 000 DM. Sie 
war bei Aufstellung des Haushaltsvoranschlags für 
das Rechnungsjahr 1954 nicht vorhersehbar und ist 
für den Bund unabwendbar. 

Einsparung an anderer Stelle. 


73 296,— 


Feuersicherung und Waldbrandbekämpfung 
Im Hochsommer 1954 entstanden auf den Truppen- 
übungsplätzen in der Lüneburger Heide infolge 
des starken Schießbetriebes und durch die Trocken- 
heit begünstigt ausgedehnte Waldbrände. Für de- 
ren sofortige Bekämpfung und später für weiter- 
gehende Feuer Sicherungsmaßnahmen mußten be- 
sondere Haushaltsmittel bereitgestellt werden. 
Insgesamt betragen die Mehrausgaben hierfür 
73 396 DM, die in voller Höhe unvorhergesehen und 
unabwendbar waren. 

Einsparung an anderer Stelle. 


3 840,— 


50 000,— 


Zuschüsse an Unternehmen im Sinne des § 15 RHO 
— Landwirtschaftlicher Betrieb Breithülen 

Der Gutshof Breithülen umfaßt 260 ha. Davon ent- 
fallen auf ackerbaulich genutzte Flächen 147 ha, 
auf Grünflächen 90 ha, der Rest auf Wege und 
Hof flächen. Der Betrieb wurde bis 1. Juli 1953 
vom Land Württemberg verwaltet und bis zum 
Jahre 1950 überhaupt nicht oder nur sehr extensiv 
bewirtschaftet. Audi nach Übernahme in die Ver- 
waltung des Bundes wurde nichts in den Betrieb 
investiert, da noch nicht feststand, inwieweit man 
später für Wehrmachtzwecke auf diesen Betrieb 
zurückgreifen würde., So ist auch im Haushalt 1954 
nur der für die Unterhaltung des Betriebes not- 
wendigste Zuschußbedarf in Höhe von 4000 DM 
eingestellt worden. Der Betrieb arbeitet zur Zeit 
unrentabel. Nachdem nunmehr zu übersehen ist, 
daß die Fortführung des landwirtschaftlichen Be- 
triebes in Breithülen nicht beeinträchtigt werden 
wird, läßt es sich nicht mehr vertreten, diesen Be- 
trieb unrentabel arbeiten zu lassen. Darüber hin- 
aus dürfte in Anbetracht der Ernährungslage im 
Bundesgebiet ein Allgemeininteresse daran be- 
stehen, den vorhandenen Grund und Boden aufs 
beste zu nutzen. Wenn dieses Ziel erreicht werden 
soll, sind Investierungen an lebendem und totem 
Material unabwendbar, und zwar für das Rech- 
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! 

1 

1 

137 000,— 

715 


(Vorgriff) 

08 06 

144 000,— 

1 

1 

30 000,— 

725 


(Vorgriff) 

08 06 


*) 19 000,— 

apl. 779 


j 


nungsjahr 1954 zunächst 50 000 DM zur Beschaf- 
fung von Düngemitteln für eine Erst- und Grund- 
düngung. Die Ausgabemittel hierfür sind jetzt er- 
forderlich, da der Dünger im Frühjahr dem Boden 
zugeführt werden muß, und unvorhergesehen, da 
die Zukunft des Betriebes erst jetzt näher zu über- 
sehen ist. 

Einsparung an anderer Stelle. 

Wohngebäude in Berlin, Hohenzollerndamm 78 — 80 
Beseitigung von Kriegsschäden, 2. Teilbetrag 

Bei den Verhandlungen über den Bundeszuschuß 
für das Land Berlin für das Rechnungsjahr 1954 
ist zur Überwindung der in Berlin bestehenden 
Schwierigkeiten u. a. zugesagt worden, daß im 
Laufe des Rechnungsjahres 1954 in Berlin Bauten 
aus Bundesmitteln bis zum Höchstbetrage von 
15 000 000 DM durchgeführt werden sollen. Hierbei 
ist für den Wiederaufbau der Wohngebäude Hohen- 
zollerndamm 78 — 80 eine Erhöhung des im Rech- 
nungsjahr 1954 ausgebrachten Teilbetrages um 
197 000 DM vorgesehen. Dieser Betrag wird im 
Bundeshaushalt für das Rechnungsjahr 1955 bei 
Kap. 08 04 veranschlagt. Hiervon werden vorläufig 
137 000 DM benötigt. Die überplanmäßige Ausgabe 
in Höhe von 137 000 DM ist somit als Vorgriff auf 
das Rechnungsjahr 1955 zu behandeln. 

Einsparung an anderer Stelle. 

Ehemalige Flakkaserne Hausen in Frankfurt (Main), 
Bl. V 

Beseitigung von Kriegsschäden, Restbetrag 

Die im Rechnungsjahr 1954 bei Kap. 08 06 Tit. 725 
vorhandenen 196 679,75 DM sind durch die voran- 
geschrittenen Bauarbeiten bereits jetzt verbraucht 
bzw. festgelegt. Um die mit einer Einstellung der 
Bauarbeiten verbundenen Mehrkosten abzuwenden 
und einen durch die ab 1. April 1955 mögliche Ver- 
mietung des Gebäudes bei Nichteinhaltung des Ter- 
mins zwangsläufigen Mietausfall zu verhindern, 
ist zur zügigen Durchführung der Bauarbeiten eine 
überplanmäßige Ausgabe in Höhe von 30 000 DM 
als Vorgriff auf die im Rechnungsjahr 1955 ver- 
anschlagten restlichen 84 000 DM dringend erfor- 
derlich. Die Ausgabe war unvorhersehbar und ist 
zur Verhinderung von Mehrausgaben bzw. Minder- 
einnahmen unabweisbar. 

Einsparung an anderer Stelle. 

Ehern. General-Weber-Kaserne in Höxter 
Behebung der durch Stolleneinsturz eingetretenen 
Gefahrenzustände 

Zur Beseitigung der durch Einsturzstellen in den 
Luftschutzstollen der ehern. General-Weber-Kaserne 
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I in Höxter hervorgerufenen Gefahrenzustände wur- 
den 132 000 DM außerplanmäßig bei Kap. 08 06 
Tit. apL 779 für das Rechnungsjahr 1954 bewilligt. 
Durch das Fehlen genauer Planunterlagen mußten 
! die Ausmaße der z. T. schon eingestürzten Stollen 
I bei Aufstellung des Kostenanschlages geschätzt 
i werden. Der Kostenanschlag trug daher von vorn- 
i herein den Mangel der Ungenauigkeit (besonders 
I auch Fehler in den Massenberechnungen) in sich. 
I Größere Querschnitte, größere Tiefen und Längen 
I bei den Stollen II und III bedingen nach dem Be- 
I rieht des Finanzbauamtes Minden eine Mehraus- 
gabe und eine Überschreitung des Kostenanschlages 
1 um rd. 19 000 DM. 

i Das Finanzbauamt Minden hat festgestellt, daß bei 
I dem zur Verfüllung vorbereiteten Stollen III eine 
1 erhöhte Einsturzgefahr besteht und dadurch insbe- 
j sondere das als Schulgebäude genutzte Mann- 
schaftsgebäude bedroht ist. Wegen des akuten Ge- 
j fahrenzustandes ist der OFD Münster fernmündlich 
I voraus die Genehmigung zur Durchführung dieser 
( den Kostenanschlag übersteigenden Arbeiten er- 
I teilt worden. 

I Einsparung an anderer Stelle. 


*) 400 000,— 


*) 500 000,— 


Wiederaufbau des kriegszerstörten ehern. Reichs- 
patentamts 

Bei den Verhandlungen über den Bundeszuschuß 
für das Land Berlin im Rechnungsjahr 1954 ist 
zur Überwindung der in Berlin bestehenden beson- 
deren Schwierigkeiten u. a. zugesagt worden, daß 
im Laufe des Rechnungsjahres 1954 in Berlin Bau- 
ten aus Bundesmitteln bis zum Höchstbetrage von 
15 000 000 DM durchgeführt werden sollen. Hierbei 
ist der Wiederaufbau des kriegszerstörten ehern. 
Reichspatentamts mit einem Gesamtaufwand von 
900 000 DM vorgesehen. 400 000 DM wurden bereits 
zur Verfügung gestellt. Für weitere 400 000 DM 
sind im Zuge der Durchführung des Bauvörhabens 
Verpflichtungen eingegangen worden, die noch im 
Rechnungsjahr 1954 erfüllt werden müssen, da das 
Bauvorhaben beschleunigt durchgeführt werden 
muß. Das Gebäude ist dann für die Unterbringung 
des Finanzamts Berlin-Friedrichstraße vorgesehen 
und soll am 1. April 1955 bezogen werden. 
Einsparung an anderer Stelle. 

Wiederaufbau des Bendlerblocks, Berlin, Reichs- 
pietschufer 

Bei den Verhandlungen über den Bundeszuschuß 
für das Land Berlin für das Rechnungsjahr 1954 
ist zur Überwindung der in Berlin bestehenden 
besonderen Schwierigkeiten u. a. zugesagt worden. 
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daß im Laufe des Rechnungsjahres 1954 in Berlin 
Bauten aus Bundesmitteln bis zum Höchstbetrage 
von 15 000 000 DM durchgeführt werden sollen. 
Hierbei ist der Wiederaufbau des kriegszerstörten 
Bendlerblocks mit einem Gesamtaufwand von 
2 000 000 DM vorgesehen. Geprüfte Kostenanschläge, 
die mit einer Bausumme von 1 560 000 DM ab- 
schließen, liegen vor. Für den 1. Bauabschnitt sind 
für das Rechnungsjahr 1954 bereits 600 000 DM 
außerplanmäßig bewilligt worden. Für die weitere 
Durchführung des Vorhabens werden noch weitere 
500 000 DM im Rechnungsjahr 1954 benötigt. 
Einsparung an anderer Stelle. 

*) 54 703,52 Wiederaufbau und Ausbau der Ruine des früheren 
Landhauses in Berlin- Charlottenburg, Kranzallee 37 

Wegen Überschreitens der 50 000-DM-Grenze in- 
folge nach Baubeginn festgestellter Mehrkosten 
dürfen die Ausgaben für das Bauvorhaben nicht 
bei den fortdauernden Ausgaben nachgewiesen 
werden, sondern sind bei den einmaligen Ausgaben 
der Titelgruppe 710-829 nachzuweisen (§ 14 RRO). 
Einsparung an anderer Stelle. 

40 000, — Verwaltungskosten aus der Durchführung des 

Lastenausgleichsgesetzes 

Die Mehrausgabe ist bedingt durch 

a) die Personalvermehrung bei den Heimataus- 
kunftsstellen um 22 Köpfe zur Wahrnehmung der 
allgemeinen Aufgaben und um 286 Stellen zur 
Durchführung der Bewertung des landwirtschaft- 
lichen Vermögens 

b) die Nachzahlung der von bisher 80 v. H. auf 
100 V. H. erhöhten Abschlagszahlungen an die Län- 
der für die sächlichen Kosten der Vertreter der 
Interessen des Ausgleichs fonds. Die Ausgabe ist 
unabweisbar, sie konnte bei Aufstellung des Haus- 
haltsplans 1954 nicht vorhergesehen werden. 
Einsparung an anderer Stelle. 

15 000, — Reisekostenvergütungen — Auslandsreisen — 

Mehr infolge Zunahme der Auslandsdienstreisen 
zur Überwachung der z. Z. laufenden und in Kürze 
neu anlaufenden Baumaßnahmen. Durch die Aus- 
weitung der diplomatischen Beziehungen der 
Bundesrepublik fallen auch für die Bundesbau- 
direktion Auslandsbauaufgaben in größerem Um- 
fange an. Die Mehrausgaben konnten bei Aufstel- 
lung des Haushalts für das Rechnungsjahr 1954 
nicht vorausgesehen werden, 
i Einsparung an anderer Stelle. 
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— 150 000, — Entschädigung an Bankinstitute für die technische 

Durchführung der Wertpapierbereinigung im Aus- 
lande 

Ausgabemittel konnten im Haushaltsplan Rech- 
nungsjahr 1954 nicht veranschlagt werden, da bei 
der Aufstellung des Haushaltsvoranschlages 1954 
nur geringe Anhaltspunkte für die Errechnung der 
erforderlichen Beträge vorhanden waren. Die Aus- 
gaben sind unabweisbar und waren bei der Auf- 
stellung des Haushalts 1954 nicht vorauszusehen. 
Einsparung an anderer Stelle. 

345 216, — 43 331,86 Verwaltungskostenerstattung 

Mehr an Verwaltungskostenanteil des Bundes nach 
der Abrechnung für das Geschäftsjahr 1954. Infolge 
Vermehrung der versicherten Bundesbediensteten 
und Erhöhung ihrer Dienstbezüge beträgt das der 
Berechnung des Verwaltungskostenanteils zu- 
grunde zu legende Beitragsaufkommen nicht, wie 
im Bundeshaushaltsplan 1954 veranschlagt, 

10 000 000 DM, sondern rd. 17 300 000 DM. 

1 ’ 

Einsparung an anderer Stelle. 

— *) 49 239,98 Außerplanmäßige Ausgaben aus Anlaß der Rech- 

I nungsprüfung 

I In den Rechnungsjahren 1951, 1952 und 1953 sind 

I irrtümlich zugunsten des Bundeshaushalts beim 

Wirtschaftsplan zu Einzelplan VIII bzw. Einzel- 
plan 08 Beträge in Höhe von insgesamt 
49 239,98 DM vereinnahmt worden, die auf Grund 
der Rechnungsprüfung an das Land Hessen u. a. 
Empfänger zu erstatten sind. Die Leistung der Aus- 
gaben ist nach Abschluß der Bücher für die Rech- 
nungsjahre 1951, 1952 und 1953 im Rechnungs- 
jahre 1954 nur durch Bewilligung apl. Mittel 
j möglich. 

1 Einsparung an anderer Stelle. 


Einzelplan 09 — Bundesminister für Wirtschaft — 

09 01 595 200, — 120 000, — Reisekostenvergütungen — Auslandsreisen — 

^ Die unvorhergesehene Ausgabe war unabweisbar 

und erforderlich, um die Kosten der GATT-Tagung, 
die infolge Verlängerung in der Zeit von Oktober 
1954 bis April 1955 stattfand, decken zu können. 
Haushaltsmittel waren hierfür im Rechnungsjahr 
1954 nicht veranschlagt. 

i Einsparung an anderer Stelle. 
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09 01 17 472, — j 50 000, — Vermischte Verwaltungsausgaben 

299 Die überplanmäßige Ausgabe ist entstanden durch 

die Zahlung von Nutzungsvergütungen für Mobiliar 
I und von Entschädigungen für Belegungsschäden 

an Wohngebäuden und Einrichtungsgegenständen 
in beschlagnahmten Grundstücken, die in der Zeit 
I I vom 1. Oktober 1947 bis 25. November 1950 von 

der bizonalen Verwaltung genutzt worden sind. 

I Die bizonale Verwaltung hat es versäumt, die 

i nominelle Requisition in eine Requisition für 

eigenen Bedarf der Besatzungsmacht im gegebenen 
Zeitpunkt umwandeln zu lassen. Damit ist die 
Möglichkeit entfallen, die beantragten Nutzungs- 
vergütungen und Entschädigungen aus dem Alii- 
ierten-Besatzungskosten- und Auftragsausgaben- 
Haushait zu begleichen. Ebensowenig bestand eine 
Möglichkeit, die Ansprüche aus JEIA-Erlösen zu 
j befriedigen. Für sie haftet hiernach den Mobiliar- 
I und Grundstückseigentümern gegenüber die Zwei- 
j Zonenverwaltung für Wirtschaft. Nach Art. 133 GG 
I j ist der Bund in die Rechte und Pflichten des Ver- 

I j einigten Wirtschaftsgebietes eingetreten; er mußte 

daher die vorerwähnten Nutzungsvergütungen 
! und Entschädigungen übernehmen. 

I Die Mehrausgabe war unabweisbar und ließ sich 
I bei der Aufstellung des Haushaltsplans 1954 nicht 
voraussehen, weil zu dieser Zeit die Rechtslage noch 
nicht geklärt war. Die Übernahme der Ausgabe 
auf Einzelplan 09 Kap. 09 01 Tit. 299 ist auf Ver- 
anlassung des Bundesministers der Finanzen er- 
folgt. 

I Einsparung an anderer Stelle. 

Q9 I 662 400, — 620 000, — Beiträge zu den Kosten der deutschen Beteiligung 

602 ! ! (Vorgriff) an ausländischen Messen 

Es handelt sich hier um einen Vorgriff auf die 
Mittel des Rechnungsjahres 1955. Die Ausgabe war 
unabweisbar erforderlich, um die Vorbereitungs- 
arbeiten für die im April und Mai 1955 (Rechnungs- 
jahr 1955) durchzuführenden Messebeteiligungen 
finanzieren zu können. 

Einsparung an anderer Stelle. 

09 03 I 336 000, — j 155 800, — Bewirtschaftung von Dienstgrundstücken und 

~2Ö6 I ' Diensträumen 

i j Die Ausgaben waren infolge Inbetriebnahme neuer 

I Laboratorien und dadurch bedingten Mehrbedarfs 

' I an Strom, Wärme und Wasser unvorhersehbar und 

I unabweisbar erforderlich. Insbesondere ist der 

I j Verbrauch an elektrischem Strom durch zusätzliche 

* I technische und wissenschaftliche Arbeiten sowie 

durch vorübergehende elektrische Beheizung der 
' Räume in den Frühjahrsmonaten höher geworden. 
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i 

: 43 200,— 

i 

i 

i 

25 000 — 

i 

i 

288 000,— 

i 

80 000,— 1 

i 

(Vorgriff) 

1 

1 

1 

1 

2 112,— 

1 

i 

1 

11 100,— 

! i 

i j 

4 800,— 

1 

145 000,— 

1 


Die Intensivierung der Laboratoriums arbeiten war 
im Interesse der Wirtschaft notwendig; sie führte 
zu einer überplanmäßigen Einnahme von rund 
500 000 DM. 

Einsparung an anderer Stelle. 

Beschaffung von Zulassungs-, Beglaubigungs-, 
Eich- und Prüfzeichen aller Art 

Die Mehrausgabe war infolge Verlängerung der 
Zulassungsfrist von bestimmten Spielgeräten für 
die Beschaffung von Zulassungszeichen und 
-scheinen unabweisbar und unvorhersehbar er- 
forderlich. Die Beschaffung der Zulassungszeichen 
und -scheine konnte nicht bis zum Rechnungsjahr 
1955 zurückgestellt werden. 

Einsparung an anderer Stelle. 

Erstmalige Anschaffung von Einrichtungsgegen- 
ständen, Maschinen und dergleichen 

Der Betrag war erforderlich, um die im Rechnungs- 
jahr 1954 fertiggestellten neuen Gebäude mit Ein- 
richtungsgegenständen auszustatten. Die im Rech- 
nungsjahr 1954 veranschlagten Mittel reichten 
nicht aus, um die unabweisbar notwendigen Gegen- 
stände zu beschaffen. 

Die fertiggestellten Laboratoriums- und sonstigen 
Räume sollten beschleunigt in Betrieb genommen 
werden; ihre Ausstattung war daher dringend er- 
forderlich. Es handelt sich um einen Vorgriff auf 
die Haushaltsmittel des Rechnungsjahres 1955. 
Einsparung an anderer Stelle. 

Vermischte Verwaltungsausgaben 

Schadensersatz infolge des sich am 14. Mai 1954 
zugetragenen Unfalls eines amtseigenen Personen- 
kraftwagens. Die Mehrausgabe war unabweisbar 
und bei Aufstellung des Haushaltsplans 1954 nicht 
vorauszusehen. 

Einsparung an anderer Stelle. 

Abfindungen und Übergangsgelder 
Im Zuge der Personalabbaumaßnahmen bei der 
Bundesstelle für den Warenverkehr sind im 
Rechnungsjahr 1954 270 Angestellte und Arbeiter 
entlassen worden. Durch die Personalkündigungen 
sind die Ausgaben unabweisbar erforderlich; sie 
waren unvorhersehbar, weil zum Zeitpunkt der 
Aufstellung des Haushaltsplans 1954 eine Kündi- 
gungsaktion in diesem Umfange nicht angenommen 
wurde. 

Einsparung an anderer Stelle. 
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10 01 2 880,— 
219 


10 01 867 648,— 

308 


10 02 220 800,— 
615/2 


10 02 
apL 960 


10 02 
apl. 970 


13 000,— I 

I 


150 000,— I 


117 795,45 


*) 9 800 000,— 


*) 80 000 000,— 


Gerichts- und ähnliche Kosten 

Erhöhung der Ausgaben durch anhängig gemachte 
Prozesse gegen die Bundesrepublik. Bei der Auf- 
stellung des Haushalts 1954 war die Entwicklimg 
nicht so übersehbar, daß eine höhere Veranschla- 
gung der Gerichtskosten begründet werden konnte. 
Einsparung an anderer Stelle. 

Vergütung an die Deutsche Landesrentenbank für 
die Verwaltung der Soforthilfemittel für die 
Flüchtlingssiedlung 

Die Mehrausgabe ist zwangsläufig, da der Haus- 
haltsansatz 1954 durch einen Vorgriff für das 
Rechnungsjahr 1953 belastet ist und der Ubertrag- 
barkeitsvermerk ab Rechnungsjahr 1954 fort- 
gefallen ist. 

Einsparung an anderer Stelle. 

Zuschüsse zur Bekämpfung der Tierseuchen — son- 
stige Maßnahmen — 

Unabweisbare Forderungen der Länder für Ent- 
schädigungen für die Ausmerzung von Tieren bei 
Seuchengängen auf Grund der bis zum 31. März 
1954 gültig gewesenen Vereinbarung. Die Tier- 
tötungen sind von den Ländern vor dem 31. März 
1954 angeordnet worden. 

Einsparung an anderer Stelle. 

Erstattung von Ausgleichs- und Unterschieds- 
beträgen für die Einfuhrgüter der Land- und 
Ernährungswirtschaft im Rahmen des Import- 
ausgleichsgesetzes sowie von Gebühren der Außen- 
handelsstelle 

Infolge ungünstigen Verlaufs zahlreicher Rechts- 
streite auf dem Gebiete des Importausgleichs und 
z. T. mangels ausreichender gesetzlicher Grund- 
lagen werden Rückzahlungen von Ausgleichs- und 
Unterschiedsbeträgen notwendig. Bei der Auf- 
stellung des Haushaltsplans für das Rechnungs- 
jahr 1954 konnte nicht übersehen werden, ob und 
ggf. in welchem Rahmen Vergleiche in dieser An- 
gelegenheit abgeschlossen und Rückzahlungen er- 
folgen werden. Die Mehrausgabe ist daher un- 
vorhersehbar und wegen der Rechtslage unab- 
weisbar. 

Maßnahmen zur Milderung der Ernte- und Hoch- 
wasserschäden im Jahre 1954 

Die Ernte- und Hochwasserschäden haben im 
Jahre 1954 ein Ausmaß angenommen, daß die 
Länder allein nicht in der Lage sind, die erforder- 
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10 03 I 2 472 000,— 
104 a ! 


10 03 96 000,— 

219 


10 10 ! 21 120 ,— 
108 I 


10 10 
apl. 711 


liehen Ausgleichsmaßnahmen zu finanzieren. Nach 
dem Beschluß des Deutschen Bundestages in seiner 
45. Sitzung vom 24. September 1954 hat sich der 
Bund an den Aufwendungen der Länder zu be- 
teiligen. 

25 000, — Dienstbezüge der nichtbeamteten Kräfte — Ver- 

gütung der Angestellten — 

Unvorhergesehener und unabweisbarer Mehrbedarf 
aus Anlaß der Durchführung von Weinausschrei- 
bungen auf Grund der im Rechnungsjahr 1954 er- 
folgten Neuregelung des Einfuhrverfahrens. 
Einsparung an anderer Stelle. 

10 000, — Gerichts- und ähnliche Kosten 

Unabweisbare und unvorhersehbare Mehraus- 
gaben, bedingt durch die Prozeßführung in An- 
gelegenheiten des Importausgleichs und der Alt- 
gebühren. 

Einsparung an anderer Stelle. 

21 000, — Beschäftigungsvergütungen, Trennungsentschädi- 

gungen, Fahrkostenersatz und Verpflegungszu- 
schüsse sowie Fahrkosten für auswärtigen Fami- 
lienbesuch für Beamte, Angestellte und Arbeiter 

Das bisher im Gebäude der Bundesforschungs- 
anstalt für Kleintierzucht in Celle untergebrachte 
Institut für landwirtschaftliche Virusforschung 
wurde durch die vorzeitige Baufertigstellung des 
eigenen Dienstgebäudes früher als ursprünglich 
beabsichtigt von Celle nach Braunschweig verlegt. 
Der hierdurch bedingte nicht vorauszusehende 
Zugang an Trennungsentschädigungsempfängern 
sowie an Empfängern von Besdiäftigungsvergütung 
infolge Einrichtung der Amtskasse der Biologischen 
Bundesanstalt und die Abordnung von geeigneten 
Nachwuchskräften verursachten unabweisbar die 
Mehrausgabe. 

Einsparung an anderer Stelle. 


*) 19 000, — Mehrkosten beim Neubau des Dienstgebäudes für 

das Institut für Virusforschung in Braunschweig- 
Gliesmarode 

Die Maßnahmen sind zur Vermeidung einer Gefahr 
für Leib und Leben der Bediensteten und der 
Feuersgefahr für die Anstalt unbedingt erforder- 
lich. 

Einsparung an anderer Stelle. 
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1023 
apl. 405 


*) 501 890,— I 


t 


Zuschuß an die Forschungsgesellschaft für Reben- 
züchtung mbH in Baden-Baden 

Die Übernahme des Forschungsinstituts für Reben- 
züchtung Geilweilerhof in Siebeldingen (Pfalz) als 
Bundesforschungsanstalt für Rebenzüchtung konnte 
auch im Rechnungsjahr 1954 nicht vollzogen 
werden, so daß der für die Anstalt bei Kap. 10 23 
ausgebrachte Haushalt mit einem Gesamtzuschuß 
in Höhe von 610 200 DM nicht in Anspruch ge- 
nommen werden konnte. Es ergab sich daher die 
Notwendigkeit, die Finanzierung des Instituts wie 
im Vorjahre in Form eines Zuschusses sicherzu- 
stellen. 

Der für das Rechnungsjahr 1953 bewilligte Zuschuß, 
von dem auch im Rechnungsjahr 1954 auszugehen 
ist, betrug 480 990 DM. Hinzu kommt ein unab- 
weisbarer Mehrbedarf gegenüber 1953 bei den 
Personalausgaben, der aus zwischenzeitlich er- 
folgten Tariferhöhungen, tariflich zu gewährenden 
Steigerungsbeträgen und Dienstzulagen resultiert; 
er beträgt insgesamt 20 900 DM, so daß der Gesamt- 
zuschuß für das Rechnungsjahr 1954 501 890 DM 
beträgt. 

Einsparung an anderer Stelle. 


Einzelplan 11 — Bundesminister für Arbeit — 

Besondere Baumaßnahmen zur Herrichtung des 
Gebäudes des ehern. Generalkommandos in Kassel 
für Zwecke des Bundesarbeits- und Bundessozial- 
gerichts 

Neben der Generalüberholung und Herrichtung 
des Gebäudes des ehern. Generalkommandos in 
Kassel für Verwaltungszwecke des Bundesarbeits- 
gerichts, des Bundessozialgerichts, des Bundes- 
grenzschutzkommandos Mitte und anderer Dienst- 
stellen, deren Kosten im Rechnungsjahr 1953 mit 
555 000 DM bei Kap. 08 06 apl. hinter Tit. 954 
I gebucht wurden und deren weitere Kosten im 
i Bundeshaushalt 1954 bei Kap. 08 06 Tit. 760 
I mit 392 000 DM veranschlagt waren (zusammen 
I 947 600 DM), mußten noch besondere Herrichtungs- 
arbeiten für Spezialzwecke beider Gerichte durch- 
geführt werden, die einen Kostenaufwand von 
79 043,90 DM verursachten. Da bei der erstmaligen 
Veranschlagung der Haushaltsmittel für die beiden 
Gerichte nicht feststand, ob für diese Neubauten 
i zu erstellen oder vorhandene Gebäude herzu- 
I richten waren, wurden Mittel für diese Zwecke 
noch nicht veranschlagt. Die Ausgaben waren mit- 
hin unvermeidbar und sind zwangsläufig. 


1107 I — I *) 101 000,— 

apl. 7i0 : I 

I j 

i 
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11 11 5 920 000, — 976 533,25 Unterstützung und Berufsfürsorge für Heimkehrer 

3Ö2 (voller Haus- j Haushaltsmittel haben für die Unterstützung 

haltsansatz) ; Berufsfürsorge der Heimkehrer nicht aus- 

gereicht. Die stärkere Inanspruchnahme beruht auf 
I einer einmaligen Entlassung einer größeren Zahl 

i von Kriegsgefangenen aus russischer Kriegs- 

i gefangenschaft Ende 1953 und auf der verstärkten 

Anerkennung von ehemaligen sowjetzonalen 
Flüchtlingen und ausgesiedelten Volksdeutschen 
i aus Jugoslawien als Heimkehrer. Von den nach- 

i gewiesenen Ausgaben entfallen 5 005 090,40 DM 

j auf Heimkehrerarbeitslosenunterstützung. Die 

I Leistungen beruhen auf Gesetz. Die Mehrausgaben 

j waren mithin zwangsläufig und unabweisbar. 

i 1 

! I 

11 11 — 1 *) 3 971 199,39 j Kindergeld 

apl. 304 ; I Die Ausgaben beruhen auf § 3 des Kindergeld- 

i anpassungsgesetzes (KGAG) vom 7. Januar 1955 

I ! ! (BGBl. I S. 17). Sie waren nicht vorauszusehen, 

I ’ I sind zwangsläufig und unabweisbar. 


11 11 10 000, — 27 254,77 Darlehen zur Förderung der Arbeitsaufnahme und 

536 (voller Haus- der beruflichen Bildungsmaßnahmen der Heim- 
haltsansatz) I kehrer 

I j Es wird verwiesen auf die Begründung zu Tit. 302. 

I Da die Ausgabe von Darlehen für den Bund wirt- 

I schaftlicher ist, wurde diese, soweit möglich, der 

I Hergabe von Zuschüssen vorgezogen. Bei der 

I starken Inanspruchnahme haben die Haushalts- 

! mittel nicht ausgereicht. Sie waren zwangsläufig 

I und unabweisbar. 

11 11 12 000 000, — 28 354 853,36 ■ Zuschüsse (Grundförderung) für Arbeitsbe- 

600 (voller Haus- 1 Schaffungsmaßnahmen für Arbeitslosenfürsorge- 
haltsansatz) I Unterstützungsempfänger an Gebietskörperschaften 

! I Die Mehrausgabe war erforderlich, weil die 

! Förderung von Notstandsarbeiten in Gebieten mit 

I schlechter Beschäftigungslage arbeitsmarktpolitisch 

1 immer noch diejenige Maßnahme ist, mit der lang- 

I fristig unterstützte Arbeitslose am ehesten wieder 

I in Arbeit gebracht werden können. Durch die Ein- 

I Weisung in Notstandsarbeiten erhalten die Arbeits- 

j losen wieder Kontakt mit dem Arbeitsleben und 

wechseln sehr häufig bei Bewährung in feste 
Arbeit über. Die volkswirtschaftlich bedeutungs- 
j vollen Ergebnisse von Notstandsarbeiten bedürfen 

j keiner besonderen Betonung. Andererseits er- 

fordert die unproduktive, ohne Gegenleistung ge- 
I währte Arbeitslosenfürsorgeunterstützung je Kopf 
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11 13 67 000 000 — 

601 (voller Haus- 
haltsansatz) 


11 13 
605 


m 000 000 ,— 

(voller Haus- 
haltsansatz) 


11 13 
606 


700 000,— 
(voller Haus- 
haltsansatz) 


I eines Unterstützungsempfängers fast die gleiche 
Summe, die als Grundförderung für einen Not- 
standsarbeiter dem Träger der Arbeit gegeben 
wird. Diese beträgt durchschnittlich 6 DM je 
Arbeitstag. Der durchschnittliche Unterstützungs- 
aufwand für einen Hauptunterstützungsempfänger 
in der Arbeitslosenfürsorge beläuft sich monatlich 
auf rd. 125 DM. Da in Notstandsarbeiten aus sozial- 
politischen Gründen in erster Linie langfristig 
I Arbeitslose mit einer höheren Zahl von Zuschlags- 
I empfängern (Ehefrau und Kinder) eingewiesen 
i werden, deren Unterstützung höher als der all- 
gemeine Durchschnitt liegt, kann unterstellt wer- 
den, daß in aller Regel dem Aufwand an Grund- 
förcierung eine entsprechende Einsparung an Unter- 
stützung gegenübersteht. Die Mehrausgabe bei 
Tit. 600 erspart entsprechend hohe Aufwendungen 
bei Tit. 300, die auf gesetzlicher Verpflichtung be- 
j ruhen. Sie war daher zwangsläufig und unabweis- 
1 bar. 


731 154,— 


Grundbeträge in der knappschaftlichen Renten- 
versicherung 

Die Mehrausgabe ist darauf zurückzuführen, daß 
die Zahl der Knappschaftsvollrenten etwas stärker 
angestiegen ist, als bei der Schätzung angenommen 
worden war. Die Überschreitung beträgt nur 
geringfügig mehr als 1 v. H. des veranschlagten 
Betrages; sie war zwangsläufig und unabweisbar. 


3 559 452,56 | Fremdrenten 

I Die Mehrausgabe ist darauf zurückzuführen, daß 
auf Grund der Abrechnung des Verbandes 
Deutscher Rentenversicherungsträger über das 
Kalenderjahr 1952 noch eine Nachzahlung in Höhe 
von 3 664 677,27 DM aus Bundesmitteln zu leisten 
war. Die Leistungen beruhen auf gesetzlicher Ver- 
pflichtung, waren nicht vorherzusehen und unab- 
weisbar. 


7 790 437,84 


Erstattung der Aufwendungen für die Kranken- 
hilfe an Heimkehrer 

Die Mehrausgabe beruht darauf, daß durch die 
Novelle zum Heimkehrergesetz vom 17. August 
1953 (BGBl. I S. 931) der Personenkreis erweitert 
wurde und daß bei der Aufstellung des Haushalts- 
plans 1954 die Rückkehr einer großen Zahl von 
Kriegsgefangenen und Internierten während der 
letzten Monate des Rechnungsjahres 1953 nicht 
vorherzusehen war. Die Kosten der Heilbehand- 
lungen, Zahnsanierungen und anderen über die 
satzungsmäßigen Leistungen der Krankenkassen 
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I hinausgehenden gesundheitsfürsorgerischen Maß- 
nahmen für diese Heimkehrer belasteten das Rech- 
nungsjahr 1954. Die Mehrausgabe war nicht vorher- 
zusehen und unabweisbar. 


11 13 25 000 000 — 

610 (voller Haus- 
haltsansatz) 


18 562 462,41 


11 13 — j *) 240 701,03 

apL 612 I 

I 


11 13 470 000,— 30 855,81 

ßl 4 (voller Haus- 

haltsansatz) 


Erstattung der Leistungen der Träger der gesetz- 
lichen Krankenversicherung auf Grund des Mutter- 
schutzgesetzes 

Die Leistungen auf Grund des Mutterschutzgesetzes 
sind im Rechnungsjahr 1954 stärker gestiegen als 
nach der Schätzung für den Haushalt erwartet 
worden war. Ferner haben einige Länder noch 
gegen Schluß des Rechnungsjahres von der ihnen 
erteilten Ermächtigung Gebrauch gemacht, die von 
den bisherigen Abrechnungen einbehaltenen letzten 
10 V. H. der Ausgaben auszuzahlen, wenn die Ab- 
rechnungen der Krankenkassen den im Entwurf 
einer Rechtsverordnung zu § 14 des Mutterschutz- 
gesetzes festgelegten Voraussetzungen entsprachen. 
Hierauf beruht die Mehrausgabe; sie war zwangs- 
läufig und unabweisbar. 

Erstattung von Teuerungszulagen an Empfänger 
von Kranken- und Hausgeld der Krankenver- 
sicherung 

Die außerplanmäßige Ausgabe wurde notwendig, 
weil noch Teuerungszulagen für Empfänger von 
Kranken- und Hausgeld der Krankenversicherung 
erstattet werden mußten, deren Abrechnung sich 
hauptsächlich mit der Arbeitsgemeinschaft der 
Knappschaften — 237 087,17 DM — in unvorher- 
gesehener Weise verzögert hatte. Bis zum Rech- 
nungsjahr 1953 waren die hierfür benötigten Mittel 
bei Kap. 11 13 Tit. 612 veranschlagt. Dieser 
Titel war im Haushaltsplan 1954 nicht wieder vor- 
gesehen worden, weil nach Aufhebung der ent- 
sprechenden Vorschriften des Teuerungszulagen- 
gesetzes durch § 6 des Gesetzes zur Änderung und 
Ergänzung von Vorschriften auf dem Gebiete der 
Arbeitslosenversicherung und Arbeitslosenfürsorge 
vom 24. August 1953 (BGBl. I S. 1022) mit 
Zahlungen nicht mehr zu rechnen war. Die Nach- 
zahlungen waren zwangsläufig und nicht vorher- 
zusehen. 

Erstattung der Aufwendungen der Sozialver- 
sicherungsträger für Ausgleichsbeträge an die im 
Bundesgebiet wohnenden Berechtigten saar- 
ländischer Sozial versieh erungsträger 
Der Ansatz war geschätzt; die Mittel haben nicht 
ausgereicht. Die Mehrausgabe war zwangsläufig, 
nicht vorherzusehen und unabweisbar. 
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11 1 3 — j 173 525,11 j Erstattung der Auf Wendungen für Leistungen nicht 

I mehr bestehender oder nicht mehr erreichbarer 

I j Unfallversicherungsträger 

I Im Haushaltsplan 1954 wurden Mittel nicht mehr 
i veranschlagt, weil anzunehmen war, daß nach 
Inkrafttreten des Fremdrenten- und Auslands- 
rentengesetzes vom 7. August 1953 (BGBl. I S. 848) 
Erstattungen an die bisher zuständig gewesenen 
! Unfallversicherungsträger nicht mehr zu leisten 
^ sein würden. Es waren jedoch noch Zahlungen auf 
I Grund der Abrechnung für den früheren Zeitraum 
j zu leisten, so daß eine nicht vorhergesehene und 
1 unabweisbare Ausgabe entstand. 


Einzelplan 12 — Bundesminister für Verkehr — 


12 01 2 793 408,— 

104 a 


12 01 67 200,— 

298 


12 03 16 320,— 

219" 


45 000, — Dienstbezüge der nichtbeamteten Kräfte — Ver- 
gütungen der Angestellten — 

Infolge der Erhöhung der Bezüge auf Grund der 
Tarifvereinbarung vom 22. Dezember 1954 
(MinBlFin S. 679) und der Verordnung zur Än- 
derung des Ortsklassenverzeichnisses vom 13. De- 
zember 1954 (BGBL II S. 1208) kann die 4 v. H.- 
Kürzung nicht in vollem Umfange eingehalten 
werden. Die Mehrausgabe war bei Aufstellung des 
[ Haushalts nicht vorherzusehen. Sie ist unvermeid- 
I lieh und unaufschiebbar, 

26 300, — j Zuschuß zur Gemeinschaftsverpflegung 

j Zwangsläufiger Mehrbedarf auf Grund der neuen 
Richtlinien für Kantinen bei Dienststellen des 
Bundes vom 7. Juli 1954. Es handelt sich um eine 
Mehrausgabe, die unabweisbar und unvorher- 
gesehen ist. Bei der Veranschlagung der Haus- 
haltsmittel für 1954 stand der Bedarf noch nicht 
fest. 

Einsparung an anderer Stelle. 

13 380, — Gerichts- und ähnliche Kosten 

Der Haushaltsansatz für Gerichts- und ähnliche 
Kosten wird, da der tatsächliche Bedarf sich zur 
Zeit der Veranschlagung in keiner Weise über- 
sehen läßt, entsprechend den Istausgaben der Vor- 
jahre veranschlagt. Im Laufe des Rechnungsjahres 
1954 sind insbesondere durch Rechtsstreitigkeiten 
aus Schiffsunfällen außerordentliche und nicht- 
voraussehbare Aufwendungen für Prozesse ent- 
standen, die wegen ihrer grundsätzlichen Be- 
deutung in die Berufungs- und teilweise sogar in 
die Revisionsinstanz gingen. Die Zahlungen* waren 
zwangsläufig und unabweisbar. 

Einsparung an anderer Stelle. 
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163 200,— 


438 720,— 


73 536,— 


14 300, — Verwaltungskostenerstattung 

Die Erhebung der Befahrungsabgaben auf den 
westdeutschen Kanälen wird teilweise durch Be- 
dienstete des Bundesschleppbetriebes mit durcli- 
geführt; aus Mitteln des Kap. 12 03 sind dem Bun- 
desschleppbetrieb entsprechend der tatsächlichen 
Inanspruchnahme dieser Bediensteten für diese 
Aufgaben die anteiligen Dienstbezüge zu erstatten. 
Der Mehrbedarf ist durch unvorhersehbare Erhö- 
hungen der Bezüge der eingesetzten Beamten und 
Angestellten entstanden; die Ausgaben sind zwangs- 
läufig. Den Mehraufwendungen hier stehen ent- 
sprechende Mehreinnahmen bei Kap. 12 03 Tit. 3 — 
Gebühren — gegenüber. 

Einsparung an anderer Stelle. 

25 000, — Gesetzliche Kosten der Unfallversicherung nach 

der Reichsversicherungsordnung 

Die Bundesstraßenverwaltung ist für ihren Bereich 
selbst Träger der bundeseigenen Unfallversicherung. 
Die Leistungen beruhen auf gesetzlicher Ver- 
pflichtung und sind daher zwangsläufig. Der tat- 
sächliche Bedarf ist zur Zeit der Veranschlagung 
nicht genau voraussehbar und kann nur auf Grund 
der Ist- Ausgaben der Vorjahre geschätzt werden. 
Ein Teil des Mehrbedarfs ist auch in der Erhöhung 
von Leistungen der Sozialversicherung begründet. 
Einsparung an anderer Stelle. 


33 264,— 


*) 150 000,— 


Zuschuß zur Gemeinschaftsverpflegung 

Bis zum 31. Juli 1954 durfte für die nachgeordneten 
Dienststellen der Binnenwasserstraßenverwaltung 
nur ein Zuschuß zur Gemeinschaftsverpflegung von 
0,30 DM pro Arbeitstag gewährt werden, während 
vom 1. August 1954 ab der Zuschuß allgemein auf 
0,60 DM je Arbeitstag erhöht wurde. Die dadurch 
entstehenden Mehrkosten konnten bei der Ver- 
anschlagung 1954 noch nicht vorausgesehen werden. 
Die Zahlungen sind zwangsläufig. 

Einsparung an anderer Stelle. 

Ausbau der südlichen Strecke des Dortmund-Ems- 
Kanals von Dortmund bis Bergeshövede 

Für den Ausbau der südlichen Strecke des Dort- 
mund-Ems-Kanals sind für 1954 bei Kap. A 12 03 
Tit. 725 als 8. Teilbetrag 5 000 000 DM ausgewor- 
fen. Über diesen Haushaltsansatz hinaus sind im 
Rechnungsjahr 1954 aus folgenden Gründen wei- 
tere Mittel erforderlich: 

Im Nachtrag zum Haushaltsplan 1951 wurde bei 
Einzelplan XII Kap. E 12 Tit. (22) für dieses Bau- 
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Vorhaben neben einem Haushaltsansatz von 
3 060 000 DM eine in den Rechnungsjahren 1952 bis 
1954 abzuwickelnde Bindungsermächtigung von 
8 500 000 DM ausgebracht, weil ein nicht teilbarer 
Leistungsvertrag von rd. 7 100 000 DM noch im 
Rechnungsjahr 1951 abgeschlossen werden mußte. 
Die Gesamtkosten dieses Auftrages haben sich ge- 
genüber der ursprünglichen Auftragssumme durch 
die Loihnbewegungen der letzten Jahre wesentlich 
erhöht. Diese Mehraufwendungen, die auf Grund 
der üblichen Preisgleitklauseln dem Bund zur 
Last fallen, konnten bis einschließlich 1953 mit den 
bereitgestellten Haushaltsmitteln abgefangen wer- 
den. Dagegen besteht für die auf das Rechnungs- 
jahr 1954 entfallenden unabweisbaren Mehrkosten 
aus Lohn- und Stoffpreiserhöhungen, die bei Auf- 
stellung des Haushalts 1954 nicht vorauszusehen 
waren, bis zur Höhe von 120 000 DM keine Deckung 
mehr. 

Auf der südlichen Teilstrecke wurde bei Durch- 
führung der Arbeiten im Spätsommer und im 
Herbst 1953 festgestellt, daß die bei dem Aushub 
des Kanals angetroffenen Bodenarten zum Teil 
nicht mit den Ergebnissen der Probebohrungen 
übereinstimmten. Besonders war der in der Sohle 
angetroffene Mergel, der allgemein wasser- 
undurchlässig ist, derart klüftig und wasserdurch- 
! lässig, daß er als Dichtungselement ausschied. Auf 
j Grund von eingehenden Untersuchungen mußte 
! zur Behebung der aufgetretenen Schwierigkeiten 
eine durchgehende Dichtungsschale eingebaut wer- 
den. Die Kosten dieser bei Aufstellung des Haus- 
haltsentwurfs 1954 noch nicht bekannten Sonder- 
1 arbeiten sind auf 180 000 DM veranschlagt. Die 
I somit erforderlichen außerplanmäßigen Haushalts- 
I mittel von 3Ö0 000 DM ermäßigen sich auf 150 000 
I DM infolge vorzeitigen Eingangs von den Mitteln 
I zufließenden Beiträgen Dritter zu den Kosten des 
Baues von Brücken und ähnlichen Anlagen, für 
welche die entsprechenden Arbeiten erst im Rech- 
nungsjahr 1955 durchgeführt werden. Ein Abbruch 
der Arbeiten im Sommer 1954 (als die Mehr- 
aufwendungen erkannt wurden) hätte dem Bund 
größere Kosten verursacht als ihre planmäßige 
j Weiterführung. 

Einsparung an anderer Stelle. 


i 

97 536,— j 


10 600,— 


Unterhaltszuschüsse für Beamte im Vorbereitungs- 
dienst 

Der Mehrbedarf ist auf folgende Umstände zurück- 
zuführen: 
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I 

210 528— I 


I 

43 200,— 


12 864,— 


Im Jahre 1954 hatten sich wider Erwarten für den 
Eintritt in die Laufbahnen des höheren und des 
gehobenen technischen Dienstes der Wasser- und 
Schiffahrtsverwaltung mehr Diplomingenieure und 
Ingenieure aus den Küstengebieten beworben als 
aus dem Binnenbereich. Um dem Heimatprinzip des 
Art. 36 GG Genüge zu tun, ließ es sich nicht ver- 
meiden, einige Beamte im Vorbereitungsdienst im 
Bereich der Seewasserstraßenverwaltung über den 
bei der Veranschlagung der Haushaltsmittel 1954 
bei Kap. 12 04 Tit. 105 zugrunde gelegten Bedarf 
hinaus unter entsprechender Anrechnung auf den 
für den Binnenbereich bei Kap. 12 03 Tit, 105 zu- 
grunde gelegten Bedarf zu beschäftigen. Ferner 
mußte im Rechnungsjahr 1954 der für die Beschäf- 
tigung an den Seewasserstraßen vorgesehene Zeit- 
abschnitt für alle technischen Beamten im Vorbe- 
reitungsdienst vorübergehend verlängert werden, 
da die im Frühjahr und Sommer 1954 abgehaltenen 
Prüfungen der Regierungsbaureferendare und In- 
spektoranwärter zeigten, daß deren Kenntnisse im 
Seebau zu wünschen übrig ließen. Diese unvorher- 
sehbaren außergewöhnlichen Umstände machten 
die überplanmäßige Haushaltsausgabe unabweis- 
bar. 

Einsparung an anderer Stelle. 


12 500,— 


Post- und Fernmeldegebühren, Kosten für Fern- 
meldeanlagen sowie Rundfunkgebühren 

Die unvorhergesehene Erhöhung der Post- und ins- 
besondere der Fernmeldegebühren ab 1. Juli 1954 
erforderte zwangsläufig überplanmäßige Haushalts- 
mittel. 

Einsparung an anderer Stelle. 


44 200,— 


Umzugskostenvergütungen und Umzugskostenbei- 
hilfen 

Zwangsläufig entstandener überplanmäßiger Be- 
darf auf Grund gesetzlicher Verpflichtung. 
Einsparung an anderer Stelle. 


Zuschuß zur Gemeinschaftsverpflegung 
Bis zum 31. Juli 1954 durfte für die nachgeordneten 
Dienststellen der Seewasserstraßenverwaltung nur 
ein Zuschuß zur Gemeinschaftsverpflegung von 
0,30 DM pro Arbeitstag gewährt werden, während 
vom 1. August 1954 ab der Zuschuß allgemein auf 
0,60 DM je Arbeitstag erhöht wurde. Die dadurch 
entstehenden Mehrkosten waren bei der Veran- 
schlagung für 1954 noch nicht bekannt und nicht 
voraussehbar. 

Einsparung an anderer Stelle. 
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192 000 — 

i 


334 752— i 


247 443 — 
(Vorgriff) 


Eisbrechdienst sowie Abwendung von Eis- und 
Hochwassergefahr 

Durch größere Instandsetzungsarbeiten an den Eis- 
brechfahrzeugen, deren Notwendigkeit bei der Ver- 
anschlagung der Haushaltsmittel für 1954 noch 
nicht vorhersehbar war, sowie infolge besonders 
starken Einsatzes der Eisbrecher in den außerge- 
wöhnlich langen Frostperioden des Winters 1954/55 
sind zwangsläufig Mehrausgaben entstanden, die 
unabweisbar im Vorgriff auf das Rechnungsjahr 
1955 geleistet werden mußten. 

Deckung durch Mehreinnahmen bei Kap. 12 04 Tit. 3. 


15 700,— 


Dienstbezüge der nichtbeamteten Hilfskräfte 

a) Vergütungen der Angestellten 

b) Löhne der Arbeiter 

Mehr, da die Bezüge nach den tatsächlichen Ver- 
hältnissen veranschlagt waren und die 4 v. H,-Kür- 
zung nicht in voller Höhe eingehalten werden kann. 
Ein weiterer Mehrbedarf ergibt sich aus der Er- 
höhung der Angestelltenbezüge. Die Mehrausgabe 
war bei Aufstellung des Haushalts 1954 nicht vor- 
herzusehen. Sie ist unvermeidlich und unaufschieb- 
bar, weil die Angestellten einen Rechtsanspruch 
auf Zahlung der vollen Bezüge haben. 

Einsparung an anderer Stelle. 


27 936,— 


12 000 ,— 


Vermischte Verwaltungsausgaben 

Mehr für Prüfungsvergütungen infolge unvorher- 
gesehener Zunahme der Großen Staatsprüfungen. 
Die Mehrausgabe ist unvermeidlich und unauf- 
schiebbar, da die Abnahme der Prüfungen nicht 
versagt und nicht aufgeschoben werden kann. 

Einsparung an anderer Stelle. 


28 032,— 


53 470,— 


Zuschuß zur Gemeinschaftsverpflegung 

Mehr infolge Erhöhung des Verpflegungszuschusses 
und verstärkter Teilnahme an der Gemeinschafts- 
verpflegung. Der Berechnung des Mittelbedarfs 
liegt eine Zahl von 650 Teilnehmern zugrunde. Die 
Mehrausgabe ist unvermeidlich und unaufschieb- 
bar, da den Essensteilnehmern der Zuschuß nicht 
vorenthalten werden kann. Sie war bei Aufstel- 
lung des Haushalts 1954 nicht vorherzusehen, weil 
die Erhöhung des Zuschusses und die dadurch be- 
dingte verstärkte Beteiligung erst ab 1, August 
1954 eingetreten sind. 

Einsparung an anderer Stelle. 
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64 320, — 28 700,— | Beiträge für meteorologische Organisationen 

I Mehr zur Zahlung des Beitrages der Bundesrepu- 
I blik an die Weltorganisation für Meteorologie. Der 
im Ansatz enthaltene Beitrag an die Organisation 
I ist mit 65 000 DM für ein Geschäftsjahr veran- 
; schlagt. Da die Mitgliedschaft am 10. Juli 1954 
wirksam geworden ist, sind aus dem Ansatz der 
I anteilige Beitrag für das am 31, Dezember 1954 
endende Geschäftsjahr 1954 und der am 1. Januar 
1955 fällig werdende Jahresbeitrag 1955 zu zahlen. 
Die Mehrausgabe war nicht vorauszusehen, da 
wegen der dazu erforderlichen internationalen Ge- 
nehmigungen der Beginn der Mitgliedschaft nicht 
I bekannt war. Sie ist unvermeidlich und unauf- 
I schiebbar, da es sich um eine internationale Ver- 

1 pflichtung handelt. 

1 

j Einsparung an anderer Stelle. 

— *) 152 200, — j Einrichtung der Wetterfernschreibzentrale für den 

I internationalen Verkehr 

j Auf Grund internationaler Vereinbarungen hatte 
j der Deutsche Wetterdienst im Rahmen des inter- 
j nationalen Wetterfernschreibnetzes in Europa bis 
! zum 1. Januar 1954 eine Wetterfernschreibzentrale 
1 in Frankfurt (Main) einzurichten. Für die Beschaf- 
I fung und Installation der Fernschreibeinrichtungen 
I konnten im Haushalt keine Mittel veranschlagt 
I werden, da nicht bekannt war, wann die bisher 
von der Besatzungsmacht betriebenen beiden Zen- 
! tralen in Bad Eilsen und auf dem Flughafen Rhein- 

Main ihren Betrieb einstellen würden und durch 
eine deutsche Zentrale zu ersetzen wären. Die Ein- 
richtungskosten wurden zunächst auf Vorschuß- 
j konto verrechnet. Nachdem der Beitritt der Bun- 

I desrepublik zur Weltorganisation für Meteorologie 

j mit dem 10. Juli 1954 wirksam geworden und da- 

I mit auch formell die Rechtsgrundlage für die Ein- 

! richtung der Zentrale gegeben ist, sind die Kosten 

I endgültig zu buchen. Die Mehrausgabe war bei 

I Aufstellung des Haushalts 1954 nicht vorherzuse- 

hen, sie ist unvermeidlich und unaufschiebbar, da 
! es sich um die Erfüllung einer internationalen Ver- 

pflichtung handelte. 

Einsparung an anderer Stelle. 

480 000, — I 160 000, — Ergänzung und Unterhaltung der flugsicherungs- 

j technischen Anlagen und Geräte 

! Die flugsicherungstechnischen Anlagen sind ab 

I I 1. Juli 1953 nur schrittweise von den Alliierten auf 

j j den Bund übernommen worden. Über die tatsäch- 

‘ i liehen Kosten für die Ergänzung und Unterhaltung 
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18 048,— ! 

i 


dieser Anlagen und Geräte konnte auf Grund der 
nur teilweise zugänglichen Unterlagen der Alliier- 
ten bei der Veranschlagung 1954 nur ein unvoll- 
ständiges Bild gewonnen werden. Inzwischen hat 
sich bei Durchführung des Betriebes durch die Bun- 
desanstalt für Flugsicherung gezeigt, daß insbeson- 
dere der Verbrauch an Röhren und Ersatzteilen für 
die zahlreichen Navigationsanlagen, Sende- und 
Empfangsgeräte sowie Überwachungs- und Kon- 
trolleinrichtungen erheblich höher ist als ursprüng- 
lich angenommen werden konnte. 

Zur Ermöglichung des Dienstbetriebes und zur Ge- 
währleistung der Betriebssicherheit der Anlagen 
und des Flugverkehrs ist aber insbesondere die Be- 
vorratung von betriebsnotwendigen Röhren, Ersatz- 
teilen usw. unbedingt notwendig. Ferner sind lau- 
fend zur Steigerung der Betriebssicherheit und in 
Anpassung an den technischen Fortschritt Verbes- 
serungen an verschiedenen Geräten vorzunehmen. 
Der Mehrbedarf war bei der Veranschlagung 1954 
noch nicht voraussehbar; die Beschaffungen kön- 
nen nicht bis zum Begiim des Rechnungsjahres 1955 
hinausgeschoben werden. 

Einsparung an anderer Stelle. 


19 752,— 


Kosten der Wartung von Anlagen durch Dritte 

Durch die Übernahme der zahlreichen abgelegenen 
Anlagen sind zwangsläufig Ausgaben entstanden, 
die bei der Veranschlagung 1954 noch nicht voraus- 
sehbar waren. Die Flugsicherungsaufgaben sind seit 
1. Juli 1953 nur schrittweise von den Alliierten auf 
den Bund übergeführt worden. Außerdem sind nach 
den Verhandlungen mit der Deutschen Bundespost 
für die Wartung der im posteigenen Gebäude auf 
dem Bocksberg (Harz) aufgestellten FS-Anlagen 
(2 UKW-Sender und 1 Reserve-Sender, sowie 
2 UKW-Empfänger und 1 Reserve-Empfänger) 
rückwirkend ab 1. Januar 1954 monatlich 985 DM 
an die Deutsche Bundespost zu zahlen. Bei der Ver- 
anschlagung im Sommer 1953 konnte wegen der 
nur lückenhaften Unterrichtung durch die Alliier- 
ten nur ein unvollständiger Überblick über den tat- 
sächlichen Bedarf gewonnen werden. 

Einsparung an anderer Stelle. 


20 01 I 384 000,— 
215 a ! 


I 


Einzelplan 20 — Bundesrechnungshof — 


51 000,— 


Beisekostenvergütungen — Inlandsreisen — 

Bei der Aufstellung des Voranschlages 1954 wur- 
den die Reisekosten nach den Reiseplänen errech- 
net. Durch die nachstehenden zusätzlichen und un- 
abweisbaren Prüfungsmaßnahmen 


48 







An über- und 


Kap. 

Haushalts- 

*) außerplan- 


betrag 

mäßigen Aus- 

Begründung 

Tit. 

(96 v.H.) 1954 

gabemittein sind 



zugewiesen 



DM 

DM 



noch Einzelplan 20 — Bundesrechnungshof — 

a) der Deutschen Bundespost, 

b) dem Auswärtigen Amt, 

c) der Dienststelle Blank, 

d) der Arbeitsverwaltung, 

e) dem Wetterdienst, 

f) dem Bundeskriminalamt und 

g) dem Bundesminister für Wohnungsbau 

wurden Mehrausgaben erforderlich, die bei der 
Aufstellung des Haushaltsplans 1954 nicht vorher- 
zusehen waren. 

Einsparung an anderer Stelle. 


24 01 
205 


24 03 I 
apl. 240 I 


Einzelplan 24 — Bundesminister für wirtschaftliche Zusammenarbeit — 

28 800, — 19 773,79 Kleinere Neu-, Um- und Erweiterungsbauten, so- 

wie Erwerb von Haus- und Baugrundstücken 
Die Mehrausgabe bei Einzelplan 24 Kap. 24 01 
Tit. 205 in Höhe von 19 773,79 DM war erforderlich 

a) durch Bezahlung der Gebühr für den Kanalan- 
schluß des Dienistgrundstückes in Bad Godesberg, 
Turmstr. 48, an die städtische Entwässerungsanlage, 
die beim Einbau der Kanalisation seitens der Bun- 
desbaudirektion nicht berücksichtigt worden war 
(= 9600 DM), 

b) für die notwendige Instandsetzung bzw. Erneue- 
rung der Kesselanlage im genannten Dienstgrund- 
stück = 10 173,79 DM. Die überplanmäßige Aus- 
gabe der Beträge war unabweisbar und bei Auf- 
stellung des Haushalts 1954 nicht vorauszusehen. 
Eine Zurückstellung der Ausgaben für das Rech- 
nungsjahr 1955 war nicht angängig, da die Stadt 
Godesberg einen entsprechenden Vorschlag auf 
Stundung der Kanalanschlußgebühr mit der Be- 
gründung ablehnte, daß die rapide Entwicklung 
der Stadt ihre finanzielle Leistungsfähigkeit bis 
zum äußersten angespannt habe und daß der Be- 
trag bis spätestens zum 1. September 1954 über- 
wiesen werden müsse. Die Instandsetzung der Hei- 
zungsanlage mußte zur Aufrechterhaltung des re- 
gulären Dienstbetriebes umgehend erfolgen. 

— *) 46 356,80 Zur Verfügung des Bundesministers für wirtschaft- 

liche Zusammenarbeit für außergewöhnlichen Auf- 
wand, der Verwaltungsangehörigen der Vertretun- 
gen des Bundes im Ausland, soweit sie nicht Be- 
hördenleiter, deren ständige Vertreter oder Leiter 
der Wirtschaftsabteilung sind, aus dienstlicher Ver- 
anlassung entsteht 

Die auf die Auslandsvertretungen entfallenden Mit- 
tel werden vom Bundesministerium für wirtschaft- 
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' liehe Zusammenarbeit im Einvernehmen mit dem 
Bundesministerium der Finanzen festgesetzt und 
vom Bundesministerium für wirtschaftliche Zusam- 
I menarbeit den Vertretungen zugewiesen. Es han- 

delt sich um eine Aufwandsentschädigung zur Dek- 
kung von persönlichen Ausgaben, die durch größere 
repräsentative Verpflichtungen im dienstlichen In- 
teresse entstehen. Von der genehmigten außerplan- 
mäßigen Ausgabe in Höhe von 46 356,80 DM wur- 
I den im Rechnungsjahr 1954 nur 29 204,30 DM in 
j Anspruch genommen. 

! ! Einsparung an anderer Stelle. 


25 01 
206 


25 01 
apl. 710 


Einzelplan 25 — Bundesminister für Wohnungsbau — 


36 864,— 


j 

i 

t 

i 

I 


15 000,— 


*) 215 000,— 


Bewirtschaftung von Dienstgrundstücken und 
Diensträumen 

Der Bundesminister der Finanzen hat mit Schrei- 
ben vom 4. und 14. Septeniber 1954 II B — O 4485 
15 

Mehl — — /54 dem Bundesministerium für Woh- 
21 

nungsbau folgende vorher von HICOG genutzte 
Diensträume in Mehlem zugewiesen: 

Schloß Deichmannsaue 

Haus I (Hochhaus) — ohne 1. Stockwerk 

Haus B (Verbindungsbau) 

Haus H (1. und 2. Stockwerk). 

Seitdem mußten die Bewirtschaftungskosten für 
die genannten Diensträume vom Bundesministe- 
rium für Wohnungsbau getragen werden. Haus- 
haltsmittel hierfür waren im Einzelplan 25 
nicht vorgesehen, da über die Verlegung des 
Bundesministeriums für Wohnungsbau von Duis- 
dorf nach Mehlem erst im Laufe des Rech- 
nungsjahres 1954 entschieden worden ist. Die Aus- 
gabe war unabweisbar und konnte nicht vorherge- 
sehen werden. Die tatsächliche Mehrausgabe im 
Rechnungsjahr 1954 beträgt 6 016,35 DM. 

Einsparung an anderer Stelle. 

Kosten für die bauliche Herrichtung des Schlosses, 
der Blöcke I, B und II in Mehlem, Deichmannsaue, 
infolge Verlegung des Bundesministeriums für 
Wohnungsbau 

Für die Durchführung der Um- und Erweiterungs- 
bauten in den neuen Diensträumen des Bundes- 
ministeriums für Wohnungsbau in Mehlem (vgl. 
Begründung zu Tit. 206) waren nach den Kosten- 
anschlägen der Bundesbaudirektion 215 000 DM er- 
forderlich. Haushaltsmittel im Einzelplan 25 stan- 
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25 01 
apl. 870 


noch Einzelplan 25 — Bundesminister für Wohnungsbau — 



den nicht zur Verfügung, da über die Verlegung 
des Bundesministeriums für Wohnungsbau nach 
Mehlem erst im Laufe des Rechnungsjahres 1954 
entschieden worden ist. Die Ausgabe war unab- 
weisbar und mußte daher außerplanmäßig geleistet 
werden. Tatsächlich verausgabt wurden entspre- 
chend dem Ablauf der Bauarbeiten im Rechnungs- 
jahr 1954 nur 57 160,40 DM. 

Einsparung an anderer Stelle. 


*) 117 000,— 


i 


Erstmalige Anschaffung von Einrichtungsgegen- 
ständen 

Die Verlegung des Ministeriums nach Mehlem hat 
die aus dienstlichen Gründen erforderliche Auflok- 
kerung der Belegschaftsdichte der Diensträume 
durch Verteilung der Dienstangehörigen auf eine 
größere Anzahl Zimmer ermöglicht. Außerdem 
mußten die unbedingt notwendigen Warte- und 
Besprechungszimmer ausgestattet werden, die in 
den bisherigen Diensträumen in Duisdorf aus 
Raummangel nicht zur Verfügung standen. Die Be- 
schaffung der Einrichtungsgegenstände für die zu- 
sätzlichen Räume erforderte die Bereitstellung von 
Mitteln in nebenstehender Höhe. Die Anforderung 
hielt sich im Rahmen der Grundsätze über die Be- 
schaffung und Verwaltung von Dienstgerät nach 
Anhang IV zu § 92 GGO I und war Voraussetzung 
für den ordnungsgemäßen Ablauf des Dienstbe- 
triebes nach dem Umzug. Die Ausgabe war daher 
unabweisbar, sie mußte außerplanmäßig geleistet 
werden. Tatsächlich verausgabt wurden im Rech- 
nungsjahr 1954 113 858,09 DM. 

Einsparung an anderer Stelle. 


Einzelplan 26 — Bundesminister für Vertriebene, Flüchtlinge und Kriegsgeschädigte — 


26 03 I 94 080,— 
203 


10 000 ,— 


Post- und Fernmeldegebühren, Kosten für Fern- 
meldeanlagen sowie Rundfunkgebühren 

Durch die Möglichkeit, im Interzonenverkehr in das 
Bundesgebiet zu gelangen, ist die Zahl der illegalen 
Grenzgänger, die nach Betreten des Bundesgebietes 
sofort ein Notaufnahmelager aufsuchen, stark zu- 
rückgegangen. Die Interzonenreisenden iDeantragen 
die Notaufnahme schriftlich, nachdem sie sich im 
Bundesgebiet eine Existenzgrundlage geschaffen 
und Wohnraum gesichert haben. Die Verlagerung 
vom mündlichen auf das schriftliche Verfahren — 
^/b der Aufnahmesuchenden beantragen die Not- 
aufnahme schriftlich — hat einen umfangreichen 
Schriftwechsel durch Rückfragen, Beweiserhebun- 
gen und Zustellung der Bescheide zur Folge. Durch 
den Mehraufwand für den angestiegenen Schrift- 
wechsel und die Erhöhung der Postgebühren reicht 


51 





An über- und 
Haushalts- *) außerplan- 

betrag mäßigen Aus- Befiriinduns 

Tit. (96v.H.) 1954 gabemittein sind ^ 

zugewiesen 

DM DM 


noch Einzelplan 26 — Bundesminister für Vertriebene, Flüchtlinge und Kriegsgeschädigte — 

■ der Haushaltsansatz nicht mehr zur Bestreitung der 

Portoausgaben aus. 

Für die Ausgaben liegt ein unvorhergesehenes und 
unabweisbares Bedürfnis vor. 

Einsparung an anderer Stelle. 

Einzelplan 27 — Bundesminister für gesamtdeutsche Fragen — ( 

27 01 929 664, — 38 700, — Dienstbezüge der nichtbeamteten Kräfte — Ver- 

104 a gütungen der Angestellten — 

Für das Rechnungsjahr 1954 wurden bei Kap. 27 01 
Tit. 104 a Haushaltsmittel in Höhe von 968 400 DM 
veranschlagt. Gemäß § 4 Abs. 1 des Haushaltsge- 
setzes 1954 ist dieser Ansatz nur mit einem um 
4 V. H. niedrigeren Betrag bewilligt. Der gekürzte 
Haushaltsansatz reicht jedoch zur Deckung der bis 
Ende des Rechnungsjahres anfallenden Ausgaben 
nicht aus, da die Haushaltsmittel nach den tatsäch- 
lich vorliegenden Verhältnissen berechnet wurden. 
Die Mehrausgabe ist daher unabweisbar und kann 
nicht bis zum nächsten Rechnungsjahr zurückge- 
stellt werden. 

27 01 19 200 000,“ ^ 800 000, — Zuschüsse an Forschungsinstitute für kultur- und 

3 QQ volkspolitische Zwecke und ähnliche Einrichtungen 

sowie für allgemeine kulturelle Zwecke 

Die Haushaltsmittel werden benötigt zur Durch- 
führung von bestimmten, im gesamtdeutschen In- 
teresse notwendigen Maßnahmen der Kultur und 
Volkstumsarbeit, die auf Grund der Entwicklung 
1 im Laufe des Rechnungsjahres 1954 sich zwangs- 
! läufig ergeben haben und nicht vorhersehbar wa- 
ren. Die Ausgaben sind im Sinne der bisherigen 
Zielrichtung des Fonds unerläßlich. 

27 01 — *) 100 000, — Lebensmittelhilfe für die sowjetische Besatzungs- 

apl. 3o¥^ Zone und den Ostsektor von Berlin 

Die Mittel werden zur Deckung der Revisionskosten 
benötigt, die im Rahmen der Lebensmittelaktion 
erwachsen. Mit der Durchführung der Kontrolle 
und Berichterstattung ist die Warenrevisionsstelle 
beauftragt. 

Einsparung durch erhöhte Einnahmen an anderer 
I Stelle. 

Einzelplan 30 — Bundesminister für besondere Aufgaben — 

30 01 — I *) 43 550, — Kosten des dem Bundesminister für besondere Auf- 

apl. 950 ^ gaben Dr. Schäfer erteilten Sonderauftrages in 

Fragen des unselbständigen Mittelstandes 

j Durch Beschluß des Bundeskabinetts vom 7. August 

1954 ist der Dienststelle des Bundesministers für 
I besondere Aufgaben Dr. Schäfer die Aufgabe 

! I übertragen worden, die Lage des gesamten unselb- 
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noch Einzelplan 30 — Bundesminister für besondere Aufgaben — 

I ständigen Mittelstandes zu prüfen und dem Kabi- 

nett geeignete Maßnahmen zu ihrer Verbesserung 
vorzuschlagen. Die mit der Ausführung dieses Auf- 
; träges verbundenen Ausgaben waren bei der Auf- 

stellung des Haushaltsplans für das Rechnungs- 
jahr 1954 nicht vorherzusehen. Sie können auch 
nicht bis zum neuen Rechnungsjahr zurückgestellt 
werden. Die Ausgaben sind in der angegebenen 
Höhe unabweisbar. 

Einsparung an anderer Stelle. 


32 03 I 869 472,— 
104 a ‘ 


Einzelplan 32 — Bundesschuld — 


94 000,— 


Dienstbezüge der nichtbeamteten Hilfskräfte — 
Vergütungen der Angestellten — 

1. Bei der Bundesschuldenverwaltung sind im Laufe 
des Rechnungsjahres 1954 30 Zeitangestellte zur 
Durchführung des Umtausches der Französischen 
Teilausgaben der Dawes- und Young-Anleihe be- 
schäftigt worden. Inzwischen hat sich diese Zahl 
nach dem Ausscheiden von 2 Bediensteten auf 
28 ermäßigt. Die Weiterbeschäftigung dieser 28 Zeit- 
angestellten ist noch bis zum 31. März 1955 erfor- 
derlich (Restabwicklung des Umtausches der fran- 
zösischen Teilausgabe der Young-Anleihe, Vorbe- 
reitung von 750 000 alten Schuldverschreibungen 
der französischen Teilausgabe der Young-Anleihe 
zur Vernichtung, Prüfung der bei der Bundesschul- 
denverwaltung liegengebliebenen alten Schuldver- 
schreibungen der übrigen Teilausgaben der Dawes- 
und Young-Anleihe, deren Bearbeitung infolge der 
mit der französischen Teilausgabe der Young-An- 
leihe verbundenen Massenarbeit zurückgestellt 
werden mußte). Die durch die Weiterbeschäftigung 
bis zum 31. März 1955 entstehenden Mehrausgaben 
von 65 000 DM waren nicht vorherzusehen, da der 
mit dem Umtausch der französischen Teilausgabe 
der Young-Anleihe verbundene Arbeitsaufwand 
nicht, wie ursprünglich angenommen, in einem Zeit- 
raum von 6 bis 9 Monaten abgewickelt werden 
konnte. Die Ausgabe mußte daher überplanmäßig 
geleistet werden. 

2. Ferner sind durch die Erhöhung der Angestell- 
tenvergütung auf Grund des Tarifvertrages vom 
22. Dezember 1954 sowie durch die Änderung des 
§12 der Allgemeinen Tarifordnung (ATO) für Ta- 
rifangestellte des Bundes hinsichtlidi Gewährung 
von Kinderzuschlag an weibliche Angestellte ins- 
gesamt Mehrausgaben von 29 000 DM entstanden, 
die bei Aufstellung des Haushaltsplans für das 
Rechnungsjahr 1954 nicht vorherzusehen waren. 
Einsparung an anderer Stelle. 
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Einzelplan 40 — Soziale Kriegsfolgeleistungen — 

28 800 000, — i 17 713 852,52 Kosten der Grenzdurchgangslager und Notauf- 
nahmelager sowie der Rückführung von Deutschen 
aus dem Ausland und aus den unter fremder Ver- 
I waltung stehenden deutschen Gebietsteilen 

; Es handelt sich um einen übertragbaren Ausgabe- 
i ansatz, bei dem durch Vorgriff in den Rechnungs- 
jahren 1952 und 1953 rd. 22 200 000 DM verbraucht 
j worden sind. Der Mehrbedarf in den Vorjahren be- 

ruhte im wesentlichen auf dem starken Zustrom 
von Sowjetzonenflüchtlingen. Da die Aufwendun- 
gen der Kriegsfolgenhilfe vom Rechnungsjahr 1955 
ab pauschaliert werden, wird der Betrag von 
17 713 852,52 DM, der sidi im Rechnungsjahr 1954 
rechnerisdi als Haushaltsüberschreitung ergibt, 
nicht als Vorgriff behandelt. Gemäß § 4 Abs. 2 des 
I Haushaltsgesetzes 1954 ist die Befreiung von der 

j 4 V. H.-Kürzung zugelassen worden. 

I Einsparung an anderer Stelle. 

91 200 000, — j 94 994 835,62 Kosten der sonstigen Durchgangs- und Wohnlager 

I Es handelt sich um einen übertragbaren Ausgabe- 

! ansatz, bei dem durch Vorgriff in den Rechnungs- 

j jahren 1952 und 1953 rd. 72 700 000 DM verbraucht 

j worden sind. Der Mehrbedarf in den Vorjahren 

I beruhte im wesentlichen auf dem starken Zustrom 

von Sowjetzonenflüchtlingen. Da die Aufwendun- 
gen der Kriegßfolgenhilfe vom Rechnungsjahr 1955 
I ab pauschaliert werden, wird der Betrag von 

I 94 994 835,62 DM, der sich im Rechnungsjahr 1954 

rechnerisdi als Haushaltsüberschreitung ergibt, 
nicht als Vorgriff behandelt. Gemäß § 4 Abs. 2 des 
Haushaltsgesetzes 1954 ist die Befreiung von der 
! 4 V. H.-Kürzung zugelassen worden. 

Einsparung in Höhe von 7 700 000 DM an anderer 
Stelle. 

2 040 000, — I 1 048 248,64 Kosten der Rückführung von Evakuierten 

I Die Zahl der Evakuierten, die im Rechnungsjahr 

1954 an ihren früheren Wohnort zur ückgebr acht 
werden konnte, ist ebenso wie der durchschnitt- 
liche Aufwand für die Rückführung zu niedrig ge- 
schätzt worden. Gemäß § 4 Abs. 2 des Haushaltsge- 
setzes 1954 ist die Befreiung von der 4 v. H.-Kür- 
zung zugelassen worden. 

Einsparung an anderer Stelle. 

2 422 080, — 937 153,90 Beitrag zu den Passagekosten der Auswanderer, die 

von dem Zwischenstaatlichen Komitee für Europä- 
ische Auswanderung (ICEM) nach Übersee beför- 
dert werden 

; Die Istausgaben im Rechnungsjahr 1954 belaufen 
I i sich auf 6 269 937,90 DM. Davon werden durch Ein- 
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^09 

104 


66 657 320,— I 


40 09 654 336,— 

107 '(Vorgriff 

I 9 485,85 DM) 


40 09 I 624 000,— 

108 i 


I 

1 

I 


40 09 
202 


192 000,— 


1 336 000,— I 

i 

I 


300 000,— 


100 000,— j 


11 000 ,— 


sparungen bei dem mit Tit. 304 deckungsfähigen 
Tit. 301 2 809 784 DM gedeckt. Die verbleibende 
Mehrausgabe von 937 153,90 DM beruht darauf, daß 
die Maßnahmen zur Beschränkung der Zahl der 
aus Bundesmitteln geförderten Auswanderer sich 
im Rechnungsjahr 1954 noch nicht voll ausgewirkt 
haben. 

Dienstbezüge der nichtbeamteten Kräfte 

a) Vergütungen der Angestellten 

b) Löhne der Arbeiter 

Die Mehrausgabe ist zwangsläufig entstanden 
durch 

a) die Erhöhung der Vergütungen für Angestellte 
und der Löhne für Arbeiter auf Grund des Tarif- 
vertrages vom 10. September 1954 bzw, des Län- 
derlohntarifvertrags Nr. 2 vom 10. September 1954 
sowie 

b) die überplanmäßige Beschäftigung von 305 Aus- 
hilfskräften. 

Beihilfen auf Grund der Beihilfengrundsätze für 
Beamte, Angestellte und Arbeiter 

Bei der Berechnung des Ansatzes war wie im Vor- 
jahr von nur 40 DM ausgegangen. In den Länder- 
haushalten sind für außerhalb der Versorgungs Ver- 
waltung stehende Landesbedienstete aber Mittel 
veranschlagt worden, die nach weit höheren Kopf- 
sätzen berechnet wurden. Die Mehrausgabe war 
zwangsläufig, sie konnte bei Aufstellung des Haus- 
haltsplans 1954 nicht vorhergesehen werden. 
Einsparung an anderer Stelle. 

Beschäftigungsvergütungen, Trennungsentschädi- 
gungen, Fahrkostenersatz und Verpflegungszu- 
schüsse sowie Fahrkosten für auswärtigen F amilien- 
besuch für Beamte, Angestellte und Arbeiter 

Die Mehrausgabe war erforderlich, weil die Zahl 
der Empfänger von Trennungsentschädigung usw. 
trotz zahlreicher bereits durchgeführter Umzüge 
infolge Einstellung weiterer Beamter z. Wv. nicht 
in dem erwarteten Maße abgesunken ist. 
Einsparung an anderer Stelle. 

Bücherei 

Der Ausbau des versorgungsärztlichen Dienstes, 
insbesondere Schaffung weiterer versorgungsärzt- 
licher Untersuchungsstellen ergab die Notwendig- 
keit zur Ergänzung der ärztlichen Fachliteratur. 
Einsparung an anderer Stelle. 
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40 09 : 1 056 000, 
204 I 


180 000, — Unterhaltung der Gebäude 

Die Ausgaben entstanden insbesondere durch un- 
vorhergesehene dringende Instandsetzungsarbeiten 
an Heizungsanlagen usw. 

Einsparung an anderer Stelle. 


40 09 4 992 000, 

206 


370 100, — j Be.wirtschaftung von Dienstgrundstücken und 
I Diehsträumen 

I Die Mehrausgabe ist im wesentlichen durch die Er- 
j höhung der Kohlenpreise und die ebenfalls nicht 
1 vorherzusehende und unabweisbare Zahlung einer 
Entschädigung für die außergewöhnliche Abnut- 
zung von Privatgrundstücken, die bis Ende des 
Jahres 1950 für Zwecke der Kriegsopferversorgung 
in Anspruch genommen wurden, entstanden. 
Einsparung an anderer Stelle. 


09__i 192 000,- 

~217 ! 


20 000, — Umzugskostenvergütungen und Umzugskostenbei- 
hilfen 

Die Bereitstellung von Wohnungen an Angehörige 
der Versorgungsverwaltung, die Bezieher von Tren- 
nungsentschädigung sind, erfolgte in vermehrtem 
Umfang. 

Einsparung an anderer Stelle. 


40 09 13 440 000,- 

231 


1 500 000, — Beweiserhebung und Kostenerstattung in Versor- 

gungsangelegenheiten 

Die Erwartungen, daß durch die Errichtung zusätz- 
licher Versorgungsdienststellen die kostspieligeren 
I Kosten für die Erstellung von Gutachten durch 
I Fachärzte, Universitätskliniken usw. sich erheblich 
vermindern werden, sind nicht eingetreten, weil 
die erforderlichen Unterkünfte in dem vorgesehe- 
nen Umfang noch nicht errichtet werden konnten, 
j Einsparung an anderer Stelle. 


40 09 2 395 000 000,- 
300 (voller Haus- 
haltsansatz) 


130 000 000, — Versorgungsbezüge 

Die Zahl der Versorgungsberechtigten hat sich im 
letzten Jahre nicht in dem erwarteten Umfange 
j vermindert. Ferner haben sich die Ausgaben durch 
das Dritte Gesetz zur Änderung und Ergänzung 
des Bundesversorgungsgesetzes vom 19. Januar 
1955 erhöht. 


40 09 2 000 000,—- 
(voller Haus- 
haltsansatz) 


1 275 000, — Teuerungszulage für Empfänger von Ausgleichs- 

renten und von Elternrenten 

Infolge Anerkennung zahlreicher älterer Renten- 
anträge entstehen für die Zeit vor dem 1. August 
I 1953 zwangsläufig noch erheblich höhere Ausgaben 
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an Teuerungszulagen, als bei Kürzung des Haus- 
haltsansatzes um 78 000 000 DM gegenüber dem des 
Rechnungsjahres 1953 angenommen worden ist. 


40 09 |190 000 000,— 
303 j (voller Haus- 
haltsansatz) 


9 638 000,— Kosten für Heilbehandlung und damit zusammen- 
hängende Ausgaben 

Der Mehrbedarf ist entstanden durch die ver- 
mehrte Inanspruchnahme der Heilbehandlung nach 
dem BVG durch Versorgungsberechtigte und deren 
Angehörige sowie infolge Steigerung der Pflege- 
sätze in den Krankenanstalten. 


40 09 5 000,— 

306 (voller Haus- 
haltsansatz) 


34 000, — Teuerungszulage für Empfänger von Unterhaltsbei- 

hilfe für Angehörige von Kriegsgefangenen 

Infolge Anerkennung zahlreicher älterer Anträge 
auf Unterhaltsbeihilfe entstanden für die Zeit vor 
dem 1. August 1953 zwangsläufig noch erheblich 
höhere Ausgaben an Teuerungszulagen als bei Kür- 
zung des Haushaltsansatzes um 515 000 DM gegen- 
über dem des Rechnungsjahres 1953 angenommen 
worden ist. 


40 09 
apl. 722 


I *) 21 017,07 Deckung der restlichen Kosten für die Baumaß- 
nahme in Regensburg 

Durch die im Verlauf der Bauarbeiten eingetretene 
Preissteigerung und Lohnerhöhung sind Mehr- 
kosten in Höhe von 21 071,17 DM entstanden, die 
in ihrem Umfange bei der Aufstellung des Haus- 
haltsvoranschlages für das Rechnungsjahr 1953 
nicht vorauszusehen waren. 

Einzelplan 60 — Allgemeine Finanzverwaltung — 


60 02 
apl. 520 I 


2 157 000 000,— : 


Verausgabung des im Rechnungsjahr 1954 entstan- 
denen Überhangs an Besatzungskosten und Auf- 
tragsausgaben im Bundesgebiet 

Dieser im Kassenbestand des Bundes enthaltene 
Überhang stellt der Sache nach keinen echten Kas- 
senüberschuß dar, weil er zur Deckung solcher Ver- 
pflichtungen gegenüber den Besatzungsmächten be- 
reitgehalten werden muß, die auf jederzeitigen Ab- 
ruf zu erfüllen sind. Der Nachweis dieser Mittel 
im Kassenbestand des Bundes hat in der Öffent- 
lichkeit fortgesetzt zu falschen Schlußfolgerungen 
über die Finanz- und Haushaltslage des Bundes ge- 
führt, obwohl die Besatzungsmächte wiederholt und 
unzweideutig erklärt haben, daß sie das Guthaben 
abrufen werden. Es ist deshalb dringend geboten, 
den am Jahresschluß ausgewiesenen Kassenbestand 
mit der finanzwirtschaftlichen Situation in Ein- 
klang zu bringen und in Höhe dieses am Schluß des 
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i Rechnungsjahres 1954 vorhandenen Überhangs an 
I Besatzungskosten und Auftragsausgaben eine Rück- 
! läge zu bilden, auf die bei Abruf der Mittel durch 
1 die Besatzungsmächte jederzeit zurückgegriffen 
I werden kann. Der Herr Vorsitzende des Haushalts- 
ausschusses des Deutschen Bundestages ist gebeten 
I worden, davon Kenntnis zu nehmen, daß der Be- 
I trag von 2 157 000 000 DM 

I l.dem Sonderkonto 10/112 bei der Bank deutscher 
I Länder als Rücklage (Rückstellung) zugeführt 

I und zu diesem Zweck 

I 2. außerplanmäßig bei Kap. 60 02 Tit. apl. 520 für 

j 1954 verausgabt wird. 


*) 250 000 000,— 



Einlösung von Bundesbahnschatzwechseln und 
Schatzanweisungen 

Auf Grund der Verhandlungen mit der Bundesre- 
gierung hat der Zentralbankrat in seiner Sitzung 
vom 1. März 1950 beschlossen, zur Zwischenfinan- 
zierung bestimmter Arbeitsbeschaffungsvorhaben 
Kreditlinien über 550 000 000 DM einzuräumen. Die 
Zwischenfinanzierung ist auf Wechselbasis mit Re- 
diskontzusage des Zentralbanksystems erfolgt. Die 
Bundesregierung erklärte sich bereit, zur endgül- 
tigen Finanzierung dieses Gesamtprogramms die 
Bereitstellung von ECA-Mitteln zu erwirken. So- 
weit diese Bestrebungen scheitern sollten, wurde 
in Aussicht gestellt, die Voraussetzungen für eine 
Abdeckung der Wechselkredite zu schaffen. Hierzu 
waren u. a. in Aussicht genommen, die Mittel hier- 
zu aus dem Erlös der in der Hand des Bundes be- 
findlichen Schuldverschreibungen der Bundesbahn 
oder der Kreditanstalt für Wiederaufbau zu be- 
schaffen. Dieser Weg erwies sich jedoch im weite- 
ren Verlauf nicht als gangbar. Die EGA lehnte es 
ab, Mittel für bereits durchgeführte Arbeitsbeschaf- 
fungsmaßnahmen zu genehmigen. Der vorgesehene 
Austausch von Schuldverschreibungen scheiterte 
daran, daß diese Papiere zur Sicherung anderer 
Forderungen benötigt wurden. Soweit die Wechsel 
nicht zum geringen Teil durch Abträge auf weiter- 
geleitete Kredite eingelöst werden konnten, wur- 
den die umlaufenden Wechsel bei Fälligkeit durch 
neue ersetzt. Die Bank deutscher Länder hat stän- 
dig auf die in Aussicht gestellte Abwicklung ge- 
drängt. Wegen des sogenannten Schwerpunktpro- 
gramms über 300 000 000 DM ist in der Zwischenzeit 
eine Regelung zustande gekommen. Dagegen war 
es nicht möglich, die im Zusammenhang mit dem 
Arbeitsbeschaffungsprogramm von der Bundesbahn 
ausgestellten U-Schätze und Schatzwechsel abzu- 
decken. Ein Vorschlag, eine weitere Prolongation 
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der Wechsel über 250 000 000 DM durch Übernahme 
einer Gewährleistung des Bundes zu sichern, wurde 
von der Bank deutscher Länder abgelehnt. Nach- 
dem ein Gegenvorschlag der Bank deutscher Län- 
der auf Ablösung der Wechsel und Schatzanweisun- 
gen als haushaltsmäßig undurchführbar abgelehnt 
werden mußte, forderte die Bank deutscher Länder 
mit Fernschreiben vom 29. März 1955 die Ablösung 
der gesamten restlichen Kreditlinie über 250 000 000 
DM. Die Bank deutscher Länder hat dabei darauf 
hingewiesen, daß es dem Vierten Gesetz zur Ände- 
rung des Gesetzes über die Errichtung der Bank 
deutscher Länder vom 6. August 1954 (BGBl. I S. 240) 
widerspricht, die bereits 4 V 2 Jahre laufende Zwi- 
schenfinanzierung auf Wechselbasis noch weiter 
fortzusetzen. 

Die Bundesregierung sieht sich daher gezwungen, 
zur Einlösung der Bundesbahnschatzwechsel und 
Schatzanweisungen eine außerplanmäßige Haus- 
haltsausgabe von 250 000 000 DM zu leisten. Der 
Haushaltsausschuß des Deutschen Bundestages hat 
der Ausgabe in der Sitzung vom 6. April 1955 zu- 
gestimmt. Die Notwendigkeit, diese Mittel bereitzu- 
stellen, war nicht vorherzusehen und entsprach 
I einem unabweisbaren Bedürfnis im Sinne des Art. 
112 GG. 


*) 2 880 000,— 


i 


Darlehen an das Land Hessen für Zwecke der 
Industrieansiedlung im Raume Sontra-Eschwege 
(1. Teilzahlung) 

Der Bund beabsichtigt, die Kurhessischer Kupfer- 
schieferbergbau GmbH Sontra, deren Geschäfts- 
anteile sich im Eigentum des Bundes befinden, 
stufenweise stillzulegen, da die Gesellschaft infolge 
der geringen Ergiebigkeit des geförderten Erzes 
laufend erhebliche Betriebsverluste erleidet. Zur 
Aufnahme eines möglichst großen Teils der durch 
die Stillegung des Kupferschieferbergbaues frei- 
werdenden Arbeitskräfte werden neue Industrie- 
betriebe im Raume Sontra-Eschwege mit finan- 
zieller Förderung des Landes Hessen angesiedelt. 
Der Kreditbedarf für diese Zwecke beträgt 15 bis 
20 000 000 DM. Da es sich bei dem stillzulegenden 
Bergbaubetrieb um ein bundeseigenes Unterneh- 
men handelt, gewährt der Bund dem Land Hessen 
ein Darlehen in Höhe von 15 000 000 DM für die 
Schaffung neuer Dauerarbeitsplätze im Raume 
Sontra-Eschwege, über das zwischen Bund und 
Land am 19. Februar/19. März 1955 ein Darlehens- 
vertrag geschlossen worden ist. Der Betrag von 
2 880 000 DM soll dem Land Hessen als 1. Teilzah- 
lung aus dem Darlehen zur Verfügung gestellt 
werden, um ihm die finanziellen Leistungen an die 
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I Firma Massey-Harris-Ferguson GmbH, eine der 

im Raume Sontra-Eschwege neu angesiedelten 
Firmen, zu ermöglichen, zu denen es bis zum 
' 31. März 1955 vertraglich verpflichtet ist. Die Aus- 

gabe ist insoweit unabweisbar und unvorhersehbar, 
i Weitere Teilbeträge des Gesamtdarlehens werden 

in den Rechnungsjahren 1955 und 1956 planmäßig 
j veranschlagt. 

*) 65 437 000, — Darlehen an den Gesamt verband der Familien- 

ausgleichskassen in Bonn 

I ’ Das Gesetz über die Gewährung von Kindergeld 

und die Errichtung von Familienausgleichskassen 
I (Kindergeldgesetz) vom 13. November 1954 (BGBl.I 

j S. 333) bestimmt, daß die Vorschriften über die 

Aufbringung der Mittel, die Anspruchsberechti- 
gung und die Zahlung des Kindergeldes am 1. Ja- 
nuar 1955 in Kraft treten. Die Träger der Kinder- 
j geldzahlung (Familienausgleichskassen) verfügen 

in den ersten Monaten wegen der Anlaufs chwierig- 
I keiten bei der Beitragseinziehung noch nicht über 

ausreichende Mittel, um die Auszahlung des Kin- 
dergeldes sicherzustellen. Als Liquiditätshilfe ge- 
währt daher der Bund dem Gesamtverband der 
Familienausgleichskassen It. Vertrag vom 15. Fe- 
bruar 1955 ein Darlehen in Höhe des nach Abzug 
j der eingegangenen Beiträge nodi benötigten Be- 

darfs an Geldmitteln für die Durchführung des 
i Gesetzes in den Monaten Januar bis März 1955, 

I höchstens jedoch bis zum Betrage von 90000000 DM. 

I Die Ausgabe war insoweit unabweisbar. 

j 

! *) 1 500 000, — Beitrag an die Zonengrenzländer für die Gewäh- 

rung einer Frachthilfe zum Ausgleich der infolge 
I der Zonentrennung eingetretenen Frachtmehr- 

belastung 

i Die wirtschaftliche Entwicklung des Zonenrand- 

[ gebietes ist im erheblichen Maße hinter der des 

1 übrigen Bundesgebietes zurückgeblieben. Die Zer- 

! reißung seiner natürlichen Wirtschaftsbeziehungen 

I und die politische Abschnürung infolge der Zonen- 

i trennung und Abriegelung der Ostgrenze haben die 

1 Notstandssituation des Zonenrandgebietes noch 

verschärft. Das Mißverhältnis, das sich daraus 
zwischen wirtschaftsgünstigen, sich vorteilhaft ent- 
wickelnden und notleidenden, in der wirtschaft- 
lichen Entwicklung zurückbleibenden Gebieten in 
zunehmendem Maße ergibt, führt zu ernsten poli- 
tischen und sozialen Spannungen im Gesamtgefüge 
des Bundesstaates. Diese Spannungen allmählich 
j zu mildern, auf ihre Ursachen durch strukturelle 

I Maßnahmen einzuwirken und die Wirtschaft des 
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Zonenrandgebiets zu stärken, ist deshalb eine vom 
Bund und von den beteiligten Ländern gemeinsam 
wahrzunehmende Aufgabe. Auf Grund des Bun- 
destagsbeschlusses vom 2. Juli 1953 — Druck- 
sache Nr. 4467 der 1. Wahlperiode — und des Be- 
) Schlusses des Kabinettsausschusses vom 19. August 
j 1953 (vgl. Bulletin des Presse- und Informations- 
amtes der Bundesregierung Nr. 160 vom 25. August 

1953 S. 1343) ist im Rahmen weiterer verstärkter 
Hilfsmaßnahmen für das Zonenrandgebiet eine 

I Frachthilfe an die Gewerbetreibenden dieses Ge- 
bietes für den Bezug wichtiger Grundstoffe und 
den Versand von Fertigprodukten, soweit sich die 
1 Frachtkosten hierfür infolge der Zonentrennung 
i gegenüber den Vorkriegsverhältnissen erheblich 
I erhöht haben, gewährt worden. 

1 Von dem für diesen Zweck im Rechnungsjahr 1953 
I haushaltsmäßig als außerplanmäßige Bewilligung 
I bei Kap. 60 02 hinter Tit. 600 bereitgestellten Be- 
I trag von 2 500 000 DM 

i konnten bis zum Abschluß der 

Haushaltsrechnung 1953 nur 812 750 DM 

j verausgabt werden. Ein Restbetrag von 1 500 000 DM 
I ist den Zonenrandländern zugesagt und wird für 
I Frachthilfezahlungen zugunsten von Transportlei- 
: stungen, die im Rechnungsjahr 1953 durchgeführt 

worden sind, benötigt. Die Ausgabe ist unabweis- 
bar, nachdem die Bundesregierung die Bereitstel- 
lung eines Betrages von 5 000 000 DM für Fracht- 
hilf ezahlungen im Rechnungsjahr 1953 zugesagt 
hat und die Höhe der Frachthilfesätze entsprechend 
dieser Zusage bemessen worden ist. Bei der Auf- 
stellung des Entwurfs des Bundeshaushaltsplans 

1954 konnte nicht vorhergesehen werden, daß das 
Bundesministerium für Wirtschaft infolge lang- 

' wieriger Verhandlungen über den Umfang der Be- 
teiligung der Zonenrandländer an den Frachthilfe- 
j Zahlungen aus ihren Haushaltsmitteln nicht in der 
j Lage sein würde, den ihm außerplanmäßig bereit- 
j gestellten Betrag von 2 500 000 DM voll im Rech- 
1 nungsjahr 1953 an die begünstigten Länder für 
I Transportleistungen des Rechnungsjahres 1953 
i auszuzahlen. 


60 02 
999 


(Leertitel) 


640 909 275,36 | Zur Deckung von Fehlbeträgen aus den Vorjahren 

j Nach der Abschlußnachweisung der Bundeshaupt- 
I kasse für den Schlußmonat April 1954 (Gesamt- 
! ergebnis 1953) betragen die 

Einnahmen 24 002 515 749,96 DM 

Ausgaben 24 643 425 025,32 DM 

Die Ausgaben übersteigen 

' also die Einnahmen um 640 909 275,36 DM. 
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6003_ 87 315 000— ; 
154 (voller Haus- j 
haltsansatz) | 


60 04 ! 3 000 000,— 
^031 (voller Haus- 
haltsansatz) 


Diese kassenmäßige Mehrausgabe 1953 wird bis- 
her bei einem besonderen Abschnitt im Vorschuß- 
buch der Bundeshauptkasse nachgewiesen. Sie soll 
im Rechnungsjahr 1954 überplanmäßig in Ausgabe 
gebucht werden, und zwar bei der hierfür vorge- 
sehenen Verbuchungsstelle Kap. 60 02 Tit. 999, Die 
Ausgabe war nicht vorherzusehen. Im Vorjahr 
wurde mit Einverständnis des Haushaltsausschusses 
des Deutschen Bundestages in gleicher Weise ver- 
fahren. 


2 441 505,92 j 


500 000,— 


Versorgiingsausgaben, die durch das Zweite Uber- 
leitungsgesetz vom 21. August 1951 (BGBl. I S. 774) 
vom Bund übernommen worden sind 

Die Haushaltsüberschreitung ist zurückzuführen 
auf: 


1 . zu niedrige Veranschlagung der Mittel durch den 
Senator für Inneres, Berlin, und 


2. die im Januar 1955 erfolgte einmalige Zahlung 
an die Beamten und Versorgungsempfänger des 
Bundes (Übergangsmaßnahmen auf dem Gebiete 


der Beamtenbesoldung) gemäß BMF vom 13. Ja- 


nuar 1955 


I B/4 — BA 3004 — 6/55 — 
I A/5 — P 1510 — 2/55 


(MinBlFin S. 18). Die Mehrausgabe war nicht 
vorherzusehen und ist zwangsläufig, da sie auf 
gesetzlicher Grundlage beruht. 


Zahlung für in der Schweiz eingezogene deutsche 
Vermögen nach dem Abkommen zwischen der 
Bundesrepublik Deutschland und der Schweize- 
rischen Eidgenossenschaft vom 26. August 1952 

Der Bund hat nach dem Abkommen mit der Schwei- 
zerischen Eidgenossenschaft über die deutschen 
Vermögenswerte in der Schweiz vom 26. August 
1952 zur Ablösung alliierter Reparationsansprüche 
einen Betrag von 121 500 000 sfrs zu zahlen. Die 
Ablösung des dem Bund von einem Schweizer 
Bankkonsortium kreditierten Ablösungsbetrages 
geschieht durch eine freiwillige Abgabe in Höhe 
von grundsätzlich Vs der deutschen Vermögens- 
werte in der Schweiz oder durch Liquidation der 
Vermögenswerte. Nach Art. 9 des Abkommens ist 
der Bund im letzteren Falle verpflichtet, den Be- 
rechtigten in Deutschland den Gegenwert des Er- 
löses auszuzahlen. Da der Zeitpunkt und die 
Höhe der Leistungen von der Gutschriftsanzeige 
der schweizerischen Verrechnungsstelle abhängt, 
konnte der bei Kap. 60 04 Tit. 681 für 1954 ver- 
anschlagte Betrag von 3 000 000 DM nur geschätzt 
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I werden. Die bisherigen Ausgabemittel bei Kap. 
60 04 Tit. 681 für 1954 96 — v. H. des Ansatzes — 

I - 2 880 000 DM 

+ freigegebener Kürzungs- 
betrag (4 V. H.) = 120 000 DM 

+ bereits überplanmäßig be- 
willigte Mittel = 1 439 000 DM 

I zus. 4 439 000 DM 

sind verausgabt. Für darüber hinaus notwendige 
! Auszahlungen und für die Abführung der fälligen 
Ersatzvermögensabgabe an das Finanzamt in 
Frankfurt (Main) (Außenbezirk) sind weitere 
, 500 000 DM überplanmäßige Mittel erforderlich. 

Die Zahlungen waren nicht vorherzusehen und sind 
! zur Vermeidung von Regreßansprüchen gegen den 
i Bund aus ggfs, entfallenden Zinsgewinnen und bei 
der Ersatzvermögensabgabe wegen Fälligkeit un- 
abwendbar. Sie können daher nicht bis zum näch- 
sten Jahreshaushalt zurückgestellt werden. 


Epl. 60 

Am 
Schluß 
des or- 
dent- 
lichen 
Haus- 
halts 


*) 150 163,87 Ausgaben aus Anlaß der Rechnungsprüfung 

1. Im Zusammenhang mit der Verausgabung eines 
Pauschalbetrages von 2 100 000 DM, der den 
Ländern der britischen Zone im Rechnungsjahr 
1950 von der Besatzungsmacht für die Abgeltung 
von Beförderungsleistungen zu Lasten des Alli- 
ierten Besatzungskosten- und Auftragsausgaben- 
haushalts zur Verfügung gestellt war, hat das 
Land Nordrhein- Westfalen als den Zahlungsauf- 
trag abwickelnde Stelle gern. § 2 des Ersten 
I Überleitungsgesetzes in der Fassung vom 28. No- 

j vember 1950 (BGBl. S. 773) folgende Interessen- 

I quotenbeträge an den Einzelplan XXHI (Allg. 

! Finanzverwaltung) des Bundeshaushalts abge- 

i führt: 

j a) Zu Lasten des Landeshaushalts 10 v. H. des 

auf das Land Nordrhein-Westfalen entfallen- 
den Anteils von 1 140 000 DM des Pauschal- 
betrages = 114 000 DM, 

b) zu Lasten des Bundeshaushalts (Einzelplan 
, XXV, Besatzungskosten und Auftragsaus- 

I gaben der Auslaufzeit 1950) 10 v. H. der auf 

I die Länder Niedersachsen, Schleswig-Holstein 

I und Hamburg entfallenden Teilbeträge von 

I 960 000 DM des Pauschalbetrages = 96 000 DM. 

Außerdem hat das Land Nordrhein-Westfalen 
I zu Lasten des Landeshaushalts im Anschluß an 

die Übernahme eines von der Hansestadt Ham- 
burg im Rahmen seines Anteils von 960 000 DM 
nicht benötigten Betrages von 120 738,65 DM 
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! I die entsprechende Interessenquote von 10 v. H. 

i I - 12 073,87 DM dem Einzelplan XXIII (Allg. 

I Finanzverwaltung) des Bundeshaushalts zuge- 

führt. 

: 2. Auf Grund des Ergebnisses der Rechnungsprü- 

fung durch den Bundesrechnungshof vom 
1 31. März 1954 BesG — F 200Br.-Z. — 436/54 — 

I ist die Interessenquotenabrechnung des Landes 

' Nordrhein-Westfalen auf einen Betrag von 

10 V. H. der bis zum 31. März 1951 an die Be- 
I förderungsunternehmen für die Beförderungs- 

leistungen tatsächlich gezahlten Abgeltungsbe- 
I träge zu berichtigen. Da bis zum Schluß des 

1 I Rechnungsjahr 1950 im Lande Nordrhein-West- 

i I falen nur insgesamt 719 100 DM an die Beförde- 

I rungsunternehmen ausgezahlt worden sind, ent- 

, fällt auf das Land Nordrhein- Westfalen anstelle 

i des entrichteten Betrages von 126 073,87 DM 

(114 000 + 12 073,87 DM) nur ein Interessenquo- 
tenanteil von 71 910 DM. Der überzahlte Betrag 
von 54 163,87 DM (126 073,87./.171 910 DM) ist so- 
I mit an das Land Nordrhein- Westfalen zu Lasten 
I des Einzelplans 60 des Bundeshaushalts für das 

Rechnungsjahr 1954 zurückzuzahlen. 

3. Des weiteren ist nach der Stellungnahme des 
i Bundesrechnungshofs vom 31. März 1954 — 

1 Bes.G — F 200 Br. Z — 436/54 — zu Lasten des 

Einzelplans 60 für das Rechnungsjahr 1954 der 
I Betrag von 96 000 DM (Interessenquote) dem Be- 

satzungskosten- und Auftragsausgabenhaushalt 
I für das Rechnungsjahr 1954 (Einzelplan 35) wie- 

der zuzuführen, der in dieser Höhe zu Unrecht 
belastet worden war. Dafür werden die Länder 
I Niedersachsen, Schleswig-Holstein und Hamburg 

i die Interessenquoten, die auf die tatsächlich ge- 

I zahlten Abgeltungsbeträge entfallen, noch nach- 

träglich an den Bund abführen. 


Epl. 60 
Am 
Schluß 
des or- 
dent- 
lichen 
Haus- 
halts 


I *) 17 222,22 

i 


i 


! 


i 


Ausgaben aus Anlaß der Rechnungsprüfung 


Die Bundeshauptkasse ist mit Buchungsanordnung 


vom 26. Juni 1953 — 


II C - 4460 - 177/53 - 
II A/6 - A0221 - Bin - 11/53 


angewiesen worden, die s. Z. auf 620 000 DM fest- 
gestellte Zinsforderung des Bundes (für die Zeit 
vom 1. April 1953 bis zum 30. Juni 1953) für den 
im Rechnungsjahr 1949 dem Land Berlin gewähr- 
ten 62 000 000 DM-Kredit gegen den nach § 16 des 
Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
(BGBl. I S. 1) an das Land Berlin zu zahlenden 
Bundeszuschuß zu verrechnen. Da der Zinssatz, 
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den der Bund für seine Kassenkredite der Bank 
j deutscher Länder zu zahlen hat, am 11. Juni 1953 

von 4 V. H. auf 3,5 v. H. gesenkt worden ist, hatte 
j Berlin für die Zeit vom 1. April 1953 bis 30. Juni 

' 1953 nicht 620 000 DM, sondern um 17 222,22 DM 

! weniger, also 602 777,78 DM Zinsen zu zahlen. 


I 


1 


i 


i 
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